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Ratspräsident Jürg Sulser: Die Kommissionsmehrheit hat den Antrag auf Ableh-

nung der PI gestellt. Dies ist bekanntlich einem Antrag auf Nichteintreten gleich-

zustellen. Es liegt ein Minderheitsantrag von Tobias Weidmann und Mitunter-

zeichnenden vor, der PI zuzustimmen. Sollte dem Minderheitsantrag zugestimmt 

werden, würde das Geschäft an die Kommission zur Ausarbeitung eines Geset-

zesentwurfs zurückgewiesen.  

 

Thomas Forrer (Grüne, Erlenbach), Referent der Geschäftsleitung (GL): Die Ge-

schäftsleitung hat die PI 182/2022 von Tobias Weidmann, «Stärkung des Mi-

lizsystems durch Halbierung der Sitzungstage», an vier Sitzungen beraten. Die 

Mehrheit der Geschäftsleitung beantragt Ihnen, die Initiative abzulehnen und 

nicht weiter zu behandeln. Zwar anerkennt sie, dass der Ratsbetrieb immer wieder 

auf seine Miliztauglichkeit hin zu prüfen ist, so wie dies die Initianten in ihrer 

Begründung auch angeben. Die Mehrheit der Geschäftsleitung bezweifelt jedoch, 

dass die Halbierung der Sitzungstage die Miliztauglichkeit des Parlaments tat-

sächlich erhöht und nicht einfach neue Nachteile schafft. 

Der Kantonsrat tagt im wöchentlichen Sitzungsrhythmus am Montagmorgen seit 

Anfang des 20. Jahrhunderts. Im Jahr 2022 hielt der Kantonsrat 53 Sitzungen ab, 

davon zwölf am Nachmittag. Die PI Weidmann verlangt nun, dass der Rat nur 

noch Doppelsitzungen abhält, und dies im Zweiwochenrhythmus. Die Mehrheit 

der Geschäftsleitung sieht darin gerade für Kantonsratsmitglieder, die im Ange-

stelltenverhältnis stehen, keinen Vorteil, sondern eher einen Nachteil. Von vielen 

Angestellten wird nämlich eine regelmässige Präsenz im Wochenrhythmus erwar-

tet. Viele Arbeitgebende sind nicht bereit, Arbeitspläne im alternierenden Zwei-

wochenrhythmus zu machen und sich jede Woche zu vergewissern, ob jetzt ihre 

Mitarbeitenden im Kantonsrat sitzen oder zur Arbeit kommen können. Dadurch 

entsteht für die Mitglieder des Kantonsrates auf dem Arbeitsmarkt ein Nachteil. 

Oder sie sind halt eben jeden zweiten Montag nicht beschäftigt.  

Ein Zweiwochenrhythmus käme auch der Vereinbarkeit von Ratstätigkeit und 

Kinderbetreuung nicht entgegen; einerseits, weil dies die Koordination mit eben-

falls erwerbstätigen Lebenspartnerinnen und -partnern massiv erschwert. Ande-

rerseits lassen sich die meisten Kinderkrippen nur im Wochenrhythmus buchen 

und nicht im Zweiwochenrhythmus. Aus diesem Gesichtspunkt wird das Mi-

lizsystem mit dem Zweiwochenrhythmus also nicht gestärkt, sondern eher ge-

schwächt.  

Als problematisch erachtet die Mehrheit der GL aber auch die Auswirkungen auf 

den Fraktions- und Kommissionsbetrieb. Fraktionssitzungen zwischen Doppelsit-
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zungen sind kurz und die Geschäfte müssen materiell knapp und teilweise ober-

flächlich beraten werden. Das ist bisweilen unbefriedigend. In einem 14-Tages-

rhythmus würde sich dies verschärfen und es würde dazu führen, dass für Rück-

meldungen der Fraktionen an die Kommissionen bis zu einem Monat und mehr 

Zeit eingeräumt werden müsste. Würden sich die Fraktionen aber trotzdem im 

Wochenrhythmus treffen, um zum Beispiel den Kommissionsbetrieb zu unterstüt-

zen und die Geschäfte auch eingehender zu beraten, wie dies grundsätzlich nötig 

ist, wäre der gewünschten Effekt der PI, nämlich jeden zweiten Montag frei zu 

haben, schon wieder dahin. Das Zusammenspiel zwischen Ratssitzungen, Frakti-

ons- und Kommissionssitzungen funktioniert im heutigen Wochenrhythmus sehr 

gut und es gibt darum für die Mehrheit der GL keinen Grund, dieses Zusammen-

spiel zu stören. 

Die Minderheit der GL möchte, dass die PI zurück in die GL geht und eine Vor-

lage ausgearbeitet wird. Ein 14-tägiger Rhythmus fördere die Vereinbarkeit von 

Politik mit Beruf, Familie, Vereinswesen und anderem. Die Minderheit geht da-

von aus, dass der Ratsbetrieb im Zweiwochenrhythmus gleich effizient bleibt. 

Deshalb sei nicht einzusehen, weshalb der Kantonsrat jeden Montag aus allen 

Kantonsteilen nach Zürich pendeln müsse. Mit dem wöchentlichen Rhythmus 

stosse der Kantonsrat an eine Grenze, und zwar an die Grenze der Miliztauglich-

keit, wodurch gewisse Personengruppen vom Kantonsratsmandat ausgeschlossen 

würden. Dies seien vor allem die Selbstständigerwerbenden. Die Minderheit der 

GL sieht zudem auch Vorteile für den Ratsbetrieb. In Doppelsitzungen können 

grosse Vorlagen am selben Tag behandelt werden. Und bei hoher Geschäftslast 

könne man ja am selben Tag noch eine dritte Sitzung, also eine Abendsitzung, 

anhängen, damit man nicht ein weiteres Mal nach Zürich reisen müsse. Die Min-

derheit betont zudem, es gehe ihr nicht darum, die Geschäftsbehandlung zu ver-

zögern, sondern mit dem Zweiwochenrhythmus ein paralleles Erwerbsleben zu 

ermöglichen. 

Die GL empfiehlt Ihnen die PI zur Ablehnung und nicht zur weiteren Bearbeitung. 

 

Minderheitsantrag von Tobias Weidmann, Martin Farner-Brandenberger, 

Marzena Kopp, André Müller, Romaine Rogenmoser und Urs Waser: 

I. Der parlamentarischen Initiative KR-Nr. 182/2022 von Tobias Weidmann wird 

zugestimmt. Sie wird an die Geschäftsleitung zur Ausarbeitung eines Gesetzge-

bungsentwurfs zurückgewiesen.  

 

Tobias Weidmann (SVP, Hettlingen): Vielen Dank für die Vorstellung der Vor-

lage. Ich gebe zu, mir gefällt das jetzige System, ich kann damit gut leben, aber 

es gibt doch Verbesserungspotenzial. Es ist nun mehr als ein Jahr her, seit wir im 

Januar 2023 diese Initiative überwiesen haben, um dieses Milizsystem zu stärken, 

indem wir die Sitzungsfrequenz anpassen. Und im Februar 2023 hörte mich die 

Geschäftsleitung an. Und an derselben Sitzung wurde dann mit 6 zu 4 Stimmen 

und einer Enthaltung entschieden, dass man hier keine Gesetzesänderung vor-

sieht, wie das von meinem Vorsprecher gut erläutert wurde. 
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Die Minderheit der Geschäftsleitung ist jedoch der Ansicht, dass diese Ausarbei-

tung einer Vorlage nicht nur sinnvoll, sondern auch notwendig ist, um, wie gesagt, 

diese Vereinbarkeit zwischen Politik, Beruf, Familie oder weiteren Lebensberei-

chen zu verbessern. Es geht einfach um eine Verbesserung. Und aus diesem 

Grund beantragen wir weiterhin, dieser Initiative zuzustimmen und hier diese 

Vorlage oder diesen Vorstoss an die Geschäftsleitung zur Ausarbeitung zurück-

zuweisen. 

Unseren Vorschlag, den Sitzungsrhythmus auf zwei Wochen auszudehnen, stüt-

zen wir mit der Überzeugung, dass die gleiche Arbeitsleistung und die gleiche 

Arbeitsqualität sichergestellt werden können; das ist die Grundvoraussetzung. 

Und wir sind überzeugt, dass wir das mit einem Zweiwochenrhythmus können. 

Ich mache Ihnen ein kleines Zahlenbeispiel: Es wurde gesagt, dass zwölf Sitzun-

gen bereits am Nachmittag stattfinden, das heisst 24 Sitzungen finden an einer 

Doppelsitzung statt. Wenn wir von einem Jahr ausgehen, sind das 53 Sitzungen. 

Das heisst also, dass wir mit zwölf Montagen 45 Prozent aller Sitzungen abde-

cken. Mit zwölf Montagen, den Doppelsitzungen – das sind 24 Sitzungen – de-

cken wir 45 Prozent aller Sitzungen ab. Das heisst, wir müssen nur die restlichen 

29 Montage, an denen nur am Morgen Sitzung ist, auf 14 Sitzungen zusammen-

legen. Das heisst, wir können die totalen Montage von 41 auf 26 reduzieren, haben 

aber gleichzeitig keinen Sitzungsverlust. Es bleibt also die Arbeitsbelastung und 

die Arbeitsqualität, die Qualität, bleibt bestehen. Wir haben dann also 26 Mon-

tage, das sind Doppelsitzungen. Wenn man zu wenige Traktanden hat, kann man 

einen Nachmittag streichen. Man kann auch anhängen, denn es ist ja nur eine Re-

gel, man kann auch hinzuzufügen. Jetzt steht «in der Regel wöchentlich», danach 

steht «in der Regel alle zwei Wochen». Sollte das nicht reichen, kann man das 

frühzeitig entsprechend planen, so wie man das jetzt auch schon macht, indem 

man bei einer Budgetdebatte auf den Dienstag ausweicht. Also es geht hier darum, 

mehr Effizienz zu generieren, so dass ich nicht 41-mal anreisen muss. Und ich 

spreche jetzt nicht nur für mich, ich spreche aus der Erfahrung als Bezirkspartei-

präsident. Vor vier Jahren habe ich viele Gespräche mit Kantonsratskandidatinnen 

und -kandidaten gehabt, und es zeigte sich einfach, dass diese Mühe damit haben, 

wenn man sagt «jeden Montag bist du weg». Wenn ich ihnen sagen kann «du bist 

jeden zweiten Montag weg», ist es einfach anders, wenn man sich die Arbeit so 

einplanen kann. Dass man das Kleingewerbe, Selbstständigerwerbende so über-

zeugen kann, damit man hier diversifizierter und offen ist für alle Gesellschafts-

schichten, im Kantonsrat teilzunehmen, da sind wir uns, glaube ich, alle einig, 

dass das im Interesse dieses Rates ist. Es ist ein kleiner Einschnitt, eine kleine 

Änderung, und auf diese sollten wir hinwirken. Wir wollen nicht die Qualität, wir 

wollen nicht die Arbeitsleistung mindern, wir wollen einfach die Sitzungen zu-

sammenlegen, dass man alle zwei Wochen richtig tagt, ein bisschen intensivere 

Tage hat, aber man kann dann vielleicht auch effizienter beraten, weil man eine 

Vorlage oder ein Gesetz durch einen ganzen Tag bringen kann und nicht sich wie-

derholende Argumente nochmals eine Woche später hat. Aber Sie können jetzt 

den Praxisversuch gleich machen: Nächsten Montag müssen Sie nicht kommen 

(wegen Pfingsten), sondern erst wieder in zwei Wochen, und dann schauen Sie 



- 4 - 

mal, wie sich das anfühlt: Es wird schön sein und so wäre es dann einfach das 

ganze Jahr. Ich glaube, man kann gut hier diesen mutigen Schritt wagen und wir 

wären auch nicht der einzige Kanton, der das so handhabt. 

Und um auf die einzelnen Montage zu kommen: Der Montag ist kaputt, da haben 

Sie die Fraktionssitzungen und andere Sitzungen, die können Sie zusammenlegen. 

Ich danke für die Unterstützung der Minderheit. 

 

Sibylle Marti (SP, Zürich): Diese PI will angeblich die Miliztauglichkeit stärken 

mit einer Halbierung der Sitzungstage, indem wir uns hier nur noch jeden zweiten 

Montag treffen, wir haben es gehört. Diese PI ist aus unserer Sicht absolut un-

durchdacht und sie fördert auch die Miliztauglichkeit überhaupt nicht, im Gegen-

teil: An normalen Montagen, an denen wir eine Morgensitzung haben, sind wir 

alle um 15 Uhr, vielleicht manchmal, aber dann sicherlich um 16 Uhr fertig mit 

unseren Fraktionssitzungen, und das bedeutet, dass wir dann Zeit haben für 

nächste Termine in der Politik. Man kann aber auch noch kurz ins Büro oder eben 

ins eigene Geschäft gehen und schauen, was gelaufen ist, und die wichtigsten 

Dinge noch erledigen. Dieser Vorteil fällt weg, wenn wir ständig Doppelsitzungen 

haben. Zudem ist es ja heute schon so, dass, wenn wir eine Doppelsitzung haben, 

gegen 17 Uhr eine merkliche Unruhe in diesem Saal ausbricht. Und das betrifft 

vor allem Sie, liebe bürgerliche Ratskolleginnen und Ratskollegen. Was nämlich 

der Fall ist, ist, dass viele von Ihnen dann in die Exekutive müssen. Sie müssen 

an Ihre Stadt- und Gemeinderatssitzungen auf dem Land. Ich frage Sie, ich frage 

auch Tobias Weidmann: Ist es Ihnen egal, wenn auf Ihrer Seite dann jeweils 

grosse Lücken sind?  

Eine Halbierung der Sitzungstage würde vor allem aber auch eine Halbierung der 

Fraktionssitzungen bedeuten. Wir haben es schon gehört, es würde nur noch kurze 

Fraktionssitzungen über den Mittag geben. Das bedeutet, es bleibt wenig Zeit für 

Diskussion und es bleibt wenig Zeit dafür, alle Geschäfte und alle Vorstossideen 

in der nötigen Tiefe zu behandeln. Darunter leidet die Qualität der Auseinander-

setzung und vor allem leidet die Qualität der Behandlung der Geschäfte in den 

Kommissionen, weil sie noch länger dauern wird als heute schon. Es dauert heute 

schon rund vier Jahre von der Einreichung eines Vorstosses bis das Geschäft mit 

einem Ergebnis abgeschlossen wird. Teilweise dauert es länger, und das ist übri-

gens auch für Vorlagen der Regierung so. Wenn wir jetzt nur noch jede zweite 

Woche Fraktionssitzung haben, wird das die Arbeit in den Kommissionen erheb-

lich verlängern. Und wenn Sie ehrlich sind, wissen Sie: Es ist schon heute so, dass 

nach kurzen Fraktionssitzungen nach Doppelsitzungen viele Fraktionen kommen 

und sagen: Ah, wir hatten keine Zeit, dieses Geschäft oder jenen Vorstoss zu be-

handeln, wir sind noch nicht beschlussreif. Wenn das der Dauerzustand wird, wie 

sollen dann in den Kommissionen grosse und komplexe Geschäfte je überhaupt 

zu Ende beraten werden? 

Wir haben heute schon das Problem, dass die institutionelle Politik eher zu lang-

sam ist angesichts der Herausforderungen, die wir bewältigen sollten und die sich 

stellen, und mit dieser PI wird das schlimmer. Wir haben den Initianten dieser PI 

all die Probleme, die ich jetzt ganz kurz umrissen habe, in der Geschäftsleitung 
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des Kantonsrates, wo wir das Geschäft vorbehandelt haben, auch aufgezeigt, wir 

haben darauf hingewiesen. Und wir haben auf keines dieser Probleme eine befrie-

digende Antwort erhalten. 

Diese parlamentarische Initiative ist, mit Verlaub, eine Schnapsidee. Offenbar 

wollen Sie, liebe bürgerliche Ratskolleginnen und -kollegen, einfach bewusst Ob-

struktionspolitik machen in diesem Rat. Sie wollen bewusst in Kauf nehmen, dass 

in Zukunft alle Geschäfte noch länger dauern als heute schon. Gleichzeitig ver-

langen Sie dann immer ganz lautstark «mehr Ratseffizienz, mehr Ratseffizienz!» 

– bitteschön, wie soll das zusammengehen? 

Wir sind gewählt worden, um Probleme und Aufgaben in diesem Kanton zu lösen. 

Und wir sind nicht dafür gewählt worden, jeden zweiten Montag frei zu haben. 

Ich bitte Sie, liebe bürgerliche Ratskolleginnen und Ratskolleginnen, tun Sie Ihre 

Arbeit, tun Sie Ihre Pflicht und lehnen Sie diese parlamentarische Initiative mit 

uns zusammen ab. 

 

Martin Huber (FDP, Neftenbach): Ah, das tönt ja wieder schön am Montagmor-

gen, von Arbeitsverweigerung ist die Rede. Das stimmt doch überhaupt nicht. Wir 

machen genug Sitzungen, auch wenn wir jedes zweite Mal kommen. Und gerade 

die linke Seite sagt doch immer «wir sind progressiv, wir machen vorwärts und 

wir packen Sachen an». Es ist schade, dass die GL nicht einmal weiterdenken will 

und sich dem Problem einmal annimmt oder einmal neue Lösungen kreieren will. 

Nur weil etwas schon seit gefühlt fast dem Rütlischwur so ist, muss es nicht immer 

so bleiben. Man kann durchaus mal out of the box denken. Und wenn wir schon 

so lange den Wochenrhythmus haben, dann müssten ja die Kantone, die nur alle 

zwei Wochen tagen, 50 Jahre hinter uns sein mit allen Beschlüssen, das wäre ja 

dann die Konsequenz daraus. 

Tobias Weidmann hat das meiste schon ausgeführt, ich will da jetzt nicht alles 

wiederholen. Aber weniger Präsenzzeit heisst nicht unbedingt, dass wir weniger 

effizient sind. Und wenn wir jede zweite Woche auch mal etwas mehr Freiraum 

haben, kann das auch für die Familie genutzt werden. Und zu guter Letzt: Es 

schont die Umwelt, wenn nicht von jeder Ecke dieses Kantons hier in die Bullin-

ger-Kirche (Rathaus Hard) gefahren wird. Und bei den kleinen Unternehmen ist 

halt auch die Präsenzzeit schön, wenn man mal eine Woche ganz zur Verfügung 

hat. 

Wir sind nach wie vor der Meinung: Es ist eine gute Idee und man sollte einmal 

darüber nachdenken und eine Lösung finden, um vielleicht doch weniger Sit-

zungstage zu haben. Bitte stimmen Sie mit der FDP dieser PI zu. 

 

Christoph Ziegler (GLP, Elgg): Vorab, die GLP lehnt diese PI dezidiert ab. Dafür 

gibt es verschiedene gute Gründe, die ich Ihnen gerne erläutere: Die Antragsteller 

möchten nur noch alle zwei Wochen in den Kantonsrat kommen, damit sie neben 

dem politischen Amt genug Zeit für Beruf und Familie haben. Dadurch würde das 

bewährte Milizsystem aber nicht gefördert, sondern erschwert werden. Leute mit 

einem festen Stundenplan – und damit denke ich nicht nur an die Lehrerinnen und 

Lehrer, sondern auch an viele andere Angestellte – würden dann vielleicht jede 
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zweite Woche untätig zu Hause herumsitzen. Für diese grosse Personengruppe 

würde ein Kantonsratsmandat also unattraktiv. Externe Kinderbetreuung wird er-

schwert. Man muss quasi jede Woche neu verhandeln, ob und wann man sein 

Kind in die Krippe bringen kann, also auch für junge Eltern eine unnötige Er-

schwernis.  

Wenn man sich für ein Kantonsratsmandat bewirbt, ist es seit Jahrzehnten klar, 

was erwartet wird, worüber man mit einem Arbeitgeber oder mit der Kinderbe-

treuung verhandeln muss. In einigen Zürcher Gemeinden, so auch in der zweit- 

und der drittgrössten Stadt des Kantons Zürich, tagen am Montagabend die kom-

munalen Parlamente. Ein Doppelmandat würde so praktisch verunmöglicht, auch 

hier schliesst man eine Personengruppe aus. 

Am Montagsnachmittag finden die wichtigen Fraktionssitzungen statt. Sogar die 

Initianten haben gemerkt, dass die Arbeit in den Fraktionen entscheidend ist und 

nicht beeinträchtigt werden sollte. Eine sorgfältige Fraktionsarbeit würde aber 

durch diesen Vorstoss schwieriger. Sollen Fraktionspräsidentinnen und -präsiden-

ten ihre Mitglieder je nach Bedarf an einem Dienstagmorgen oder am Wochen-

ende aufbieten? Die Abende sind meiner Erfahrung nach bei den meisten von uns 

sowieso zeitlich schon genug belastet. Das Kantonsratsmandat wird so unattrak-

tiver, die Aufgabe für das Fraktionspräsidium erschwert.  

Die Traktandenliste ist zwar schon nicht mehr so umfangreich wie auch schon, 

aber es dauert eben immer noch viel zu lange, bis ein Vorstoss im Rat überhaupt 

behandelt wird. Aus der Gesundheitsdirektion oder aus der Bildungsdirektion sind 

Vorstösse hängig, die vor zwei Jahren im Kantonsrat eingereicht wurden. Und 

wer weiss, vielleicht stehen ja bald die da und dort versprochenen neuen Regie-

rungsvorlagen auf der Traktandenliste. 

Wir haben unsere Kantonsratspauschale erst kürzlich angepasst und erhöht. Dafür 

darf die Bevölkerung jede Woche effiziente, genaue und konzentrierte Arbeit er-

warten. Verschiedene Exponenten der rechten Parteien haben die Erhöhung der 

Entschädigung damals kritisiert. Nun, da auch sie mehr Geld bekommen, wollen 

sie plötzlich weniger lang arbeiten. Da soll einer schlau werden aus dieser Logik. 

In der Fraktion sollten Vorstösse gründlich besprochen werden. Wir sollten um 

Kompromisse oder gute Lösungen ringen. Man kann in der Fraktion einen Vor-

stoss auch verbessern und dann mit diesen Vorschlägen wieder an den Adressaten 

zurückgelangen und nicht einfach alle Vorstösse prophylaktisch einmal ab-

schmettern, wenn sie aus dem ideologisch anderen Lager kommen. Wir wollen 

im Kantonsrat Lösungen und Verbesserungen für gesellschaftliche Probleme er-

reichen und keine ideologischen Schnellschüsse oder Obstruktionspolitik. Also, 

machen wir unsere Arbeit, dafür sind wir gewählt! Diese PI macht eine seriöse, 

sorgfältige Fraktionsarbeit beinahe unmöglich, erschwert die Arbeit als Kantons-

rat, macht das Amt unattraktiv, schliesst viele Leute von vornherein aus und nicht 

zuletzt mindert sie die Bedeutung und den Wert unserer Arbeit im Kantonsrat. 

Mit Annahme dieser PI würden wir uns selber ins Knie schiessen. Die GLP lehnt 

ab. 
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Florian Heer (Grüne, Winterthur): Ein einzigartiger Vorstoss, das muss man ihm 

lassen: Bei 200 Traktanden auf der Liste die Sitzungstage zu halbieren und min-

destens ein Drittel der Sitzungszeit einzukürzen – wir wissen, die Nachmittagssit-

zung ist kürzer als die Morgensitzung –, das ist schon verwegen. Ein Postulat (KR-

Nr. 384/2021), von mir persönlich eingereicht, ist in der Gesundheitsdirektion 

über zweieinhalb Jahre auf der Traktandenliste, das ist grenzwertig, das grenzt 

eigentlich an Ratsverweigerung. 

Aber es gibt auch noch weitere gewichtige Gründe, warum wir diese PI ablehnen: 

Sie ist demokratiepolitisch heikel. Die Verkürzung der Sitzungszeit wäre nur 

durch eine Einschränkung der Zuständigkeit des Kantonsrates umsetzbar. Es wäre 

eine Schwächung des Kantonsrates und unserer Aufsichtstätigkeit. Das kann nicht 

in unserem Sinne sein. Ein wichtiger Punkt, der noch nicht genannt wurde, ist die 

Terminfindung mit unseren Regierungsräten; diese würde weiter erschwert wer-

den. Denn wenn ein Regierungsrat oder eine Regierungsrätin einen Termin hat, 

der gewichtig genug ist, dass er oder sie nicht an einem bestimmten Tag hier im 

Rat sein kann, dann ist es auch ein solch wichtiger Termin, dass dann das Erschei-

nen in der Nachmittagssitzung ebenfalls verunmöglicht ist. Und nebenbei sind aus 

diesem Grunde – da hätten Sie vielleicht auch darauf kommen können – unsere 

Nachmittagssitzungen regelmässig mit PI oder mit Geschäften der Staatskanzlei 

gefüllt. Die PI schränkt die Anwesenheit des Regierungsrates hier im Rat ein, und 

das macht keinen Sinn. Wir wissen, dass gewisse Regierungsräte sehr selten hier 

im Rat sind. 

Die Fraktionserklärungen kämen daher wie die alte Fasnacht als Reaktion auf po-

litische Ereignisse, das wäre erschwert. Daran müssten Sie eigentlich als oftma-

lige Nutzer der Fraktionserklärungen auch gedacht haben, dass es unsinnig ist, 

drei, vier Wochen später eine Fraktionserklärung zu machen, weil man halt ein-

fach viel frei oder Ferien gehabt hat. Es wäre auch gut, wenn Herr Weidmann 

überhaupt zuhören würde, wenn wir über seinen Vorstoss sprechen.  

Die Königsfrage ist nach wie vor: Wann sollen die Fraktionssitzungen stattfin-

den? Die kurzen Sitzungen zwischen den Doppelsitzungen bieten bekanntlich zu 

wenig Platz. Die komplexen und anspruchsvollen Geschäfte brauchen eine gute 

Vorbereitung. Dieser Schnelldurchgang durch sämtliche Geschäfte kann nicht in 

unserem Sinne sein und nicht im Sinne einer sinnvollen und seriösen Legiferie-

rung. Wir Grünen wollen keine oberflächliche Behandlung der Geschäfte in der 

Fraktion und wären dann gezwungen, ein weiteres Mal nach Zürich in die Kan-

tonshauptstadt zu pendeln, um uns weiterhin ein zusätzliches Mal zu treffen, was 

Sie ja eigentlich vermeiden wollten. Auch das ist nicht miliztauglich und eben 

nicht zu Ende gedacht. Der Vorschlag, den Sie hier unterbreiten, ist für Selbst-

ständige oder Kaderpersonen, die über ihre Arbeitszeit selbstständig verfügen 

können, tauglich, aber nur für diese. Sie vergessen dabei die normalen Angestell-

ten und Arbeitnehmerinnen, die «Büezer» vergessen Sie für einmal. Ein unregel-

mässiger Ratsbetrieb ist für Angestellte äusserst unpraktisch und er ist noch un-

praktischer für Angestellte, die in einem unregelmässigen Anstellungsverhältnis 

arbeiten. Menschen, die in Schicht arbeiten, wie Polizisten, Gesundheitspersonal, 

Betreuungspersonal, sie alle wären vom politischen Geschehen, von diesem Rat 
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mehr oder weniger ausgeschlossen. Aber Sie wollen diese ja auch nicht unbedingt, 

Sie schreiben ja auch in der Begründung, dass Sie mehr Kleinunternehmertum 

hier im Rat möchten. Das ist ja auch bezeichnend, dass Sie das so formulieren. 

Man kann Ihnen im ursprünglich konservativen Sinne vielleicht auch ein bisschen 

sagen, dass Sie eben im bewahrenden Denken bleiben und gar nicht so viele Vor-

stösse überweisen möchten oder wollen, dass sich gar nichts ändert. Wir überle-

gen uns, ob wir da bereits von «Veränderungsunwillen» sprechen können, auch 

dieses Argument müssen Sie sich eigentlich gefallen lassen. 

Sie sprechen von «parallel Erwerbsleben ermöglichen». Herr Weidmann, Sie ar-

beiten, soviel ich weiss, nebenher. Ich frage Sie mal: Was ist Ihre Demut dieser 

Aufgabe und diesem Rat gegenüber? Wie gewichten Sie diese Aufgabe im Rat? 

Sie sind ein gewählter Volksvertreter. Es ist ein ungeheures Privileg, hier das 

Volk vertreten zu dürfen und unsere Arbeit seriös zu machen. Möchten Sie mehr 

Unternehmer oder eben eine politisch prägende Person sein? Diese Entscheidung 

müssen Sie selbstverständlich für sich selbst fällen. Sie schreiben auch, der 14-

Tage-Rhythmus wirke disziplinierend. Herr Weidmann, ich spreche Sie wieder 

direkt an: Sie sind Fraktionspräsident der grössten Fraktion. Nutzen Sie andere 

Möglichkeiten zur Disziplinierung, wenn Sie sie für nötig halten. Nutzen Sie bei-

spielsweise keine repetitiven Argumente wie dasjenige der Zuwanderung, setzen 

Sie höhere Qualitätsstandards bei Vorstössen, verlangen Sie bei unbestrittenen 

Geschäften nicht unnötig die Diskussion. Ich kann Ihnen gerne noch weitere Ideen 

liefern, Sie dürfen auf mich zukommen.  

Wieder vermehrt möchten Sie eben das Kleinunternehmertum oder das einfache 

Gewerbe im Kantonsrat vertreten haben. Diese Forderung ist wirklich bezeich-

nend, damit sagen Sie «früher war es besser». Und heute ist der Rat vielleicht 

diverser, eine grössere Vielfalt ist hier vertreten. Wir sind auch gewählt als diese 

Vertreter, schade, dass Sie das nicht positiv bewerten. 

Als Schlussfolgerung lässt sich eigentlich nur eine Folgerung treffen: Die SVP 

will vermutlich einfach mehr Ferien machen und weniger ihr Amt ausüben hier 

im Rat. Aus meiner persönlichen Sicht als Teilzeitvater, als langjähriger Ange-

stellter – eben in unregelmässigen Arbeitsverhältnissen – und als Kantonsrat 

gleichzeitig kann ich eigentlich nur eines sagen: Bitte nicht noch etwas, das unre-

gelmässig ist! Bitte lehnen Sie mit uns diese PI ab. Besten Dank. 

 

Markus Schaaf (EVP, Zell): Die EVP hat diese parlamentarische Initiative nicht 

vorläufig unterstützt und sie lehnt sie auch weiterhin ab, und wir tun dies aus fol-

genden Gründen:  

Erstens, Stabilität und Sicherheit: Bewährte Methoden, Routinen und Abläufe 

vermitteln ein Gefühl von Stabilität und Sicherheit. Was sich in den vergangenen 

Jahrzehnten als erfolgreich erwiesen hat, führen wir auch weiterhin erfolgreich 

weiter. 

Zweitens, Effizienz: Wenn etwas gut funktioniert, kann es durchaus effizienter 

sein, auch daran festzuhalten anstatt etwas Neues auszuprobieren, das möglicher-

weise mehr Zeit und Ressourcen erfordert und zumindest am Anfang auch grosse 

Verunsicherungen mit sich bringt. Denn seien wir ehrlich, niemand von uns kann 
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wirklich abschätzen, was eine Umstellung des Sitzungsrhythmus zur Folge hätte. 

Und ich spreche hier nicht von unserer persönlichen Agenda, ich spreche davon, 

wie die Fraktionssitzungen gestaltet werden, die Arbeit der Parlamentsdienste, die 

Präsenz der Regierungsräte, die Arbeit der Kernverwaltung, die Kommissionsar-

beit, die Prozesse bei der Budgetberatung, selbst die Fristen für Nominierungen 

von Amtspersonen oder die Fristen für die Behandlung von Vorstössen, all das 

müsste angepasst werden – und nicht zuletzt sogar die Agenda der Medienschaf-

fenden. Wir lehnen es ab.  

Drittens: Gut gemeint heisst nicht gut gemacht. In der Organisationsberatung gibt 

es den Begriff «kompensatorischer Rückkopplungseffekt». Damit ist gemeint, 

dass nach einer tiefgreifenden Veränderung zuerst ein positiver Effekt eintritt, 

aber schon nach kurzer Zeit negative Folgen zutage treten, negative Folgen, wel-

che die Vorteile der Veränderung völlig zunichtemachen. Mit weniger und länge-

ren Sitzungstagen wird dieses Parlament nicht effizienter, die Sitzungstage wer-

den einfach länger, zäher und es gibt mehr Absenzen. Aber im Gegenzug geben 

wir die Möglichkeit aus der Hand, bei ausserordentlichen Ereignissen eben rasch 

und zeitnah reagieren und uns äussern zu können. Ich erinnere gerne an das 

nächste Geschäft (KR-Nr. 123/2024), wo es um die Spitalfinanzierung geht. Da 

können wir tagesaktuell Bezug nehmen auf ein aktuelles Ereignis. 

Wir lehnen es ab, viertens, weil Effizienz mit Verhalten zu tun hat und nicht mit 

Sitzungsplanung. Ich habe es bereits bei der ersten Behandlung der PI erwähnt 

und ich sage es Ihnen nochmals: Wenn wir effizienter werden wollen, müssen wir 

nicht den Sitzungsrhythmus ändern, sondern unser Verhalten als Fraktionen und 

als Parlamentarierinnen und Parlamentarier. Die EVP-Fraktion trägt dazu bei, 

dass die Ratssitzungen effizienter sind, zum Beispiel, indem wir auf sinnlose Min-

derheitsanträge verzichten, dass wir uns selbst bei chancenlosen Einzelinitiativen 

nicht zu Worte melden. Mit dem persönlichen Verhalten kann jeder und jede von 

uns dazu beitragen, dass dieser Rat effizienter wird. Das ist viel zielführender und 

wirksamer als die Halbierung der Sitzungstage. Die EVP lehnt deshalb diese PI 

weiterhin ab. 

 

Judith Anna Stofer (AL, Dübendorf): Was soll man von diesem Vorstoss halten? 

Was sind die tieferen Beweggründe für diesen Vorstoss? Es hat sich für mich auch 

nach vielen Diskussionen ganz einfach nicht erschlossen. Dass die Staus auf den 

Strassen reduziert werden, wenn wir uns alle zwei Wochen im Rat treffen, das 

können Sie nicht ernsthaft meinen. Der Stau auf den Strassen nimmt nicht ab, weil 

ein paar Kantonsrätinnen oder -räte nur noch alle zwei Wochen mit dem Auto an 

die Sitzungen nach Zürich pendeln. Ein schlagendes Argument, um die Sit-

zungstage zu halbieren, ist es also nicht. Dass es für Kleinunternehmer und Selbst-

ständigerwerbende miliztauglicher wird? Ich habe mehr als 20 Jahre lang als 

selbstständige Journalistin gearbeitet, ein Teil davon fiel in meine Zeit als Kan-

tonsrätin. Organisatorisch war es kein Problem. Ich wusste, am Montag werde ich 

nie ein Interview führen, recherchieren und schreiben. Vielmehr wurde es für 

mich aus einem anderen Grund ein Problem. Die beiden Funktionen Journalistin 
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und Politikerin lassen sich aus berufsethischen Gründen nicht miteinander verbin-

den. So liess ich mich vor einigen Jahren von einer Mediengewerkschaft in einem 

Teilpensum anstellen. Mit einer Teilzeitanstellung konnte ich Beruf und Politik 

verbinden.  

Die Initianten behaupten, dass die Vereinbarkeit von Politik, Beruf und Familie 

durch die Halbierung der Sitzungstage verbessert würde. Das stimmt einfach 

nicht, das Gegenteil ist der Fall. Nur wenn mehr Sitzungen tagsüber und nicht am 

Abend stattfinden, lassen sich Politik, Familie und Beruf noch besser miteinander 

vereinbaren. Ein grosser Killer für die Vereinbarkeit von Politik, Familie und Be-

ruf sind nämlich abendliche Sitzungen. 

Man könnte es so zusammenfassen: Alle haben und niemand hat recht. Weil es 

unterschiedliche Lebensentwürfe gibt, trifft das eine Argument einmal zu, ein an-

deres Mal aber nicht. Wichtig ist es, Prioritäten zu setzen. Man weiss es ja im 

Voraus, die Montage sind immer besetzt, wenn man sich zur Wahl in den Kan-

tonsrat stellt, und da muss man als Politikerin oder Politiker auch Abstriche ma-

chen oder eben Prioritäten setzen. Auf allen Hochzeiten kann man mit einem sol-

chen Amt nicht tanzen. 

Eine Halbierung der Sitzungstage macht meiner Meinung nach nur Sinn, wenn 

damit die Qualität der Ratsarbeit verbessert würde. Mit einem schlichten Schnitt 

der Sitzungstage erreicht man das nicht, dazu sind andere Massnahmen nötig – 

meine Kolleginnen und Kollegen von meiner Seite haben das bereits ausgeführt 

–, die aber mit dem vorliegenden Vorstoss nicht zur Diskussion stehen. Der heu-

tige, mehr als 100 Jahre alte Rhythmus hat sich bewährt. Die Nachmittage können 

von den Fraktionen für die wichtige Besprechung der Vorstösse und der regie-

rungsrätlichen Gesetzesvorlagen und die Arbeit in den Kommissionen genutzt 

werden. Zudem ist es möglich, sich an den Nachmittagen regelmässig in den par-

lamentarischen Gruppen und weiteren Gruppen zu vernetzen und auszutauschen. 

Meistens folgen dann noch weitere Sitzungen in parteiinternen Gruppen. Kurz 

und gut, der Montag ist für eine Kantonsrätin oder einen Kantonsrat der Polittag 

par excellence.  

Aus all den obengenannten Gründen lehnt die Alternative Liste diese nicht durch-

dachte parlamentarische Initiative ab. Besten Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

Josef Widler (Die Mitte, Zürich): «Gäng wie gäng», schon 100 Jahre lang machen 

wir das so. Wenn wir das ändern würden, könnten wir die Fraktionssitzung nicht 

so abhalten, wie wir es immer gemacht haben. Sie glauben es nicht, das Zeitalter 

der Digitalisierung hat angefangen. Es gibt tatsächlich Vorstösse, die wir schon 

Wochen im Voraus elektronisch untereinander austauschen und besprechen. Also 

wir müssen nicht zusammensitzen und «Händli» halten, um unsere Fraktionssit-

zungen abzuhalten. Ich sage Ihnen: Die Progressiven sind «schampar» konserva-

tiv, wenn es ihnen nicht möglich ist, den Ratsbetrieb respektive die politische Ar-

beit der heutigen Zeit anzupassen.  

Das Hauptproblem ist offensichtlich, dass Sie die Krippe an jedem zweiten Mon-

tag abbestellen wollen. Es steht Ihnen aber frei, jeden zweiten Montag Fraktions-

sitzung zu halten, das steht Ihnen völlig frei. Warum denn nicht? Sie schütteln den 
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Kopf, aber es steht nirgends, dass das nicht geht. Dann die Flexibilität: Es wäre 

jederzeit möglich, ausserordentliche Sitzungen einzuberufen, wenn die Ge-

schäftsleitung findet, der Druck sei hoch. Ja, und dann wäre das wieder mit den 

Kindern, ich sehe das schon, wenn sie krank werden. Nein bitte, die Flexibilität, 

die Sie sonst haben, die wollen Sie plötzlich nicht mehr haben? Finde ich ziemlich 

schwach. Also die Progressiven sind «schampar» konservativ. Sie sind sogar nicht 

einmal bereit, darüber nachzudenken, wie man das Problem lösen könnte. Sie wis-

sen schon alles, was dagegen spricht. Also Ideologie pur, keine Offenheit für neue 

Formen. Wir werden die PI trotzdem unterstützen. 

 

Bernhard im Oberdorf (SVP, Zürich): Ich muss sagen, es gab einige Argumente, 

die stichhaltig, durchdacht waren. Aber da hörte ich so viel Polemik, dass ich 

wirklich sehr erstaunt war. Es waren Behauptungen, da könnte man genauso gut 

auch das Gegenteil in die Welt setzen. So geht es wirklich nicht. Es war schul-

meisterlich, «Tun Sie ihre Arbeit!», die tun wir natürlich sowieso. Es war auch 

bürokratisch, in Betrieben könne man sich nicht organisieren, wenn man einen 

Zweiwochenrhythmus hätte. Aber bitte, diese Planbarkeit erwartet man einfach in 

der Wirtschaft, die müsste überall gegeben sein. Vielleicht haben die Kitas etwas 

Probleme damit, wenn sie nur alle zwei Wochen die Kinder betreuen müssen, aber 

auch dort würde man genügende Flexibilität erwarten können. Es war unglaublich 

viel Polemik dabei. Zu kommen und uns hier Arbeitsverweigerung vorzuwerfen, 

das geht einfach unter gar keinem Titel. Das ist wirklich Polemik, fast schon un-

terirdisch, würde ich sagen. 

Es gibt andere Parlamente, die sich organisieren können. Es gibt Landräte – das 

ist das Äquivalent zum Kantonsrat –, die einfach Sessionen haben. Dort haben sie 

auch eine andere Organisation, auch das geht sehr gut. Der Stadtzürcher Gemein-

derat, das Stadtparlament, hat auch Sitzungen manchmal am Abend, wenn nötig 

bis 22 Uhr oder bis nach 22 Uhr, auch das geht. Ich frage mich, wo eigentlich die 

Arbeitsverweigerung liegt; ich habe eher den Eindruck, auf der linken Seite. 

Dann habe ich Ihnen ein schönes Beispiel, wie das nicht funktioniert mit dem 

Ansinnen von der linken Seite. Das war die letzte Sitzung im letzten Amtsjahr. 

Da gab es einen Antrag, dass man diese ausfallen lässt, weil sie mitten in die Fe-

rien fällt. Und im Kanton sind die Ferien relativ koordiniert zur gleichen Zeit, im 

Frühling wenigstens. Das hat man in der Geschäftsleitung abgelehnt. Was war das 

Resultat? Am Anfang waren gerade mal 133 Ratsmitglieder im Rat, häufig waren 

es auch Leute von der Linken, die gefehlt haben. Da mussten dann die Grünlibe-

ralen noch diese Initiative (KR-Nr. 10/2024) von der linken Seite unterstützen, 

sonst hätte sie nämlich nicht einmal die nötigen 60 Stimmen gemacht. So hat man 

gerade noch 62 Stimmen zusammenkratzen können. So geht es wirklich nicht, 

und das wäre einfach das rotgrüne Modell. 

Ich muss Ihnen sagen, diese Probleme liegen wahrscheinlich in den Fraktionssit-

zungen auf der linken Seite. Dort will man wahrscheinlich jeden Montag einfach 

palavern bis ins Endlose und nicht unbedingt effiziente Arbeit leisten, wie das 

auch Josef Widler dargelegt hat. Die Arbeitsverweigerung liegt woanders, auf der 

linken Seite. 
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Ratspräsident Jürg Sulser: Ich möchte an dieser Stelle recht herzlich die Schüle-

rinnen und Schüler der Berufsfachschule Zürcher Oberland bei uns im Rathaus 

begrüssen.  

 

Susanne Brunner (SVP, Zürich): Auch ich ergreife noch das Wort, obwohl Josef 

Widler und Bernhard im Oberdorf schon einiges korrigiert haben, was zu korri-

gieren ist. Ich habe jetzt in dieser Debatte einige kreative, aber auch viele nicht 

korrekte und eben auch unsachliche Argumente gehört, wenn man von Schnaps-

ideen spricht oder von Obstruktion. Bernhard im Oberdorf hat zu Recht darauf 

hingewiesen, dieser allmontägliche Sitzungsrhythmus ist natürlich nicht gottge-

geben. Es gibt andere kantonale Parlamente – und dieser Hinweis war so wichtig 

wie richtig –, die in Sessionen tagen, wie die Parlamente in Bern. Und mir ist nicht 

bekannt, dass diese Kantone, die ihr kantonales Parlament in Sessionen drei- oder 

viermal pro Jahr tagen lassen, schlechter regiert wären, dass dort Missstände herr-

schen würden, dass dort keine Politik gemacht würde. Und auch dort sitzen 

Frauen und Männer in den Parlamenten, die wahrscheinlich genauso wie wir hier 

drinnen Berufsleute sind, Lehrer sind, Väter sind, Mütter sind, die ihr Leben rund 

um das Parlamentsmandat herum zu organisieren haben; also das zum Stichwort 

«Kinderbetreuung». 

Dann das Argument, dass das 14-tägliche Zusammenkommen in diesem Rat eben 

nicht regelmässig sei: Also ein Wochenrhythmus ist regelmässig, eine 14-tägliche 

Sitzung ist ebenso regelmässig. Und um jetzt noch sachlich darauf zu antworten, 

dass das Berufsleben auch für Angestellte nicht zu organisieren sei, wenn wir uns 

hier 14-täglich treffen: Es gibt ganz viele Personen, viele Leute in gewissen Bran-

chen, die nach Dienstplänen arbeiten, nach Dienstplänen, die wöchentlich ändern. 

Da herrscht gar keine Regelmässigkeit, und auch diese Personen absolvieren ihr 

Berufsleben. Ich glaube, wenn wir hier 14-täglich zusammenkommen, können wir 

alle unser Berufsleben organisieren, eben besser organisieren, weil wir einen vol-

len Montag Zeit haben, um uns dem Beruf zu widmen. Und seien wir ehrlich, 

diejenigen Fraktionen, die hier jetzt ablehnend Stellung genommen und auch be-

tont haben, wie wichtig die Fraktionssitzung sei und dass man dann ausgiebig 

diskutieren könne: Ich gehe nicht davon aus, dass die Mitglieder jener Fraktionen 

dann um 15.30 Uhr noch im Büro eintreffen. Mir geht es jeweils so an einem 

Montag: Wenn ich einen intensiven Sitzungstag habe, mit einer intensiven Frak-

tionssitzung, wo wir seriös und intensiv arbeiten, und ich dann um 15 Uhr oder 

16 Uhr im Büro bin, dann bin ich schon etwas geschlaucht und etwas müde. Ich 

bringe dann nicht mehr die gleiche Performance auf den Boden im Büro, wenn es 

vorher anstrengend war. Also ist es ganz klar so, wenn wir uns 14-täglich treffen, 

dass wir an diesem Montag, wenn wir uns nicht im Rat einfinden, natürlich im 

Beruf die bessere Leistung erbringen können. 

Dann noch ein Argument, ich fand es ein sehr lustiges Argument: Die Fraktions-

erklärungen kämen dann jeweils zu spät. Ja gut, also ich gebe gerne Nachhilfeun-

terricht – ich habe eine Agentur für politische Beratung –, wie man auf anderen 

Kanälen noch eine politische Position kommunizieren kann, da gibt es natürlich 



- 13 - 

nicht nur das Mittel der Fraktionserklärung. Und dann noch an die Fraktionen, die 

hier ihre Qualität oder die Diskussion oder auch die Länge ihrer Fraktionssitzun-

gen bedroht sehen: «Jä nu», ich empfehle Ihnen einen Kurs in effizienter Sitzungs-

führung.  

Und nicht zuletzt ist es mir bei diversen Voten vorgekommen, wie wenn dieser 

Montag fast ein Dogma wäre in diesem Rat. Mir kommt es so vor, dass offen-

sichtlich viele Ratsmitglieder hier drinnen eine Tagesstruktur benötigen und da-

rum ihr montägliches Kantonsratsmandat über allem steht und heiliggesprochen 

wird. Ich glaube, es gibt Beispiele, es geht anders. Wagen wir es anders und lassen 

wir eine bessere Vereinbarkeit von politischem Mandat und Beruf zu. Vielen 

Dank. 

 

Sylvie Matter (SP, Zürich): Konzentrieren wir uns doch auf Fakten statt Polemi-

ken. Es gibt eine Studie zur Vereinbarkeit von Politik, Beruf und Familie der Uni-

versität Sankt Gallen aus dem Jahr 2022, in Auftrag gegeben vom Nationalrat, 

weil dort eben die Vereinbarkeit mit der Session nicht gut funktioniert, und die 

Studie kommt zum Schluss – ich zitiere –, dass der wöchentliche Sitzungsrhyth-

mus am besten mit den Strukturen der Arbeitswelt und somit zahlreichen weiteren 

Infrastrukturen, die sich an der Arbeitswelt orientieren, wie jene der familiener-

gänzenden Kinderbetreuung, vereinbar seien; dies eine Studie der Uni Sankt Gal-

len. Ganz klar, die Fakten sprechen gegen eure PI.  

Und werfen wir nochmals einen Blick auf die Folgen der PI: Wenn ihr jede zweite 

Vormittagssitzung auf eine Nachmittagssitzung schiebt, fallen die heutigen Nach-

mittagssitzungen weg. Letztes Amtsjahr hatten wir elf von 50 Sitzungen – ich 

habe den Budget-Dienstag weggelassen – am Nachmittag, das sind 22 Prozent der 

Sitzungen, 22 Prozent der Sitzungen, die ihr streicht. Das ist eindeutig weniger 

Zeit für die Ratssitzungen, ein Fakt, den ihr nicht wegdiskutieren könnt, 22 Pro-

zent weniger Sitzungen. Wenn die Fraktionen nur noch alle zwei Wochen tagen, 

sind das 50 Prozent der Sitzungen, die wegfallen, das könnt ihr nicht wegdisku-

tieren, 50 Prozent weniger Sitzungen der Fraktionen. Und wenn die Fraktionen 

weniger Sitzungszeit haben, können sie die Kommissionsgeschäfte nicht korrekt 

vorbereiten. Dann ist man in der Kommission nicht bereit, somit verzögert sich 

alles in den Kommissionen. Es geht alles länger, alle Geschäfte, und das hat Aus-

wirkungen auf die Arbeit des Regierungsrates, das hat Auswirkungen auf die Ar-

beit der Verwaltung, es geht alles länger, das könnt ihr nicht wegdiskutieren. Eine 

brauchbare Lösung für dieses Problem gibt es keine. Trotzdem jede Woche Frak-

tionssitzungen zu machen, wie das von Herr Widler vorgeschlagen wurde, wenn 

der Rat nur alle zwei Wochen tagt, würde die PI ad absurdum führen, dann können 

wir es gleich lassen wie es ist. Das ist keine Lösung. Die Nachmittagssitzung spä-

ter beginnen, damit mehr Zeit für die Fraktionen bleibt, geht auch nicht, denn 

schon heute sind die Nachmittagssitzungen kürzer, Sie haben es bereits gehört. 

Ich führe Ihnen auch gerne aus, warum: Nach fünf Jahren auf Vorbock (Ratssek-

retariat) und Bock (Ratspräsidium) weiss ich sehr genau, wie dieser Rat funktio-

niert, und habe gesehen, wie es abgeht am Nachmittag: An den Nachmittagssit-

zungen gehen regelmässig ab 16.30 Uhr, also nach zwei Stunden Sitzungszeit – 
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ich erinnere daran, gemäss Kantonsratsreglement dauert eine Kantonsratssitzung 

drei bis vier Stunden –, nach zwei Stunden Sitzungszeit gehen die Ersten nach 

Hause oder an ihre nächste Sitzung. Spätestens um 17 Uhr, also nach zweieinhalb 

Stunden Sitzungszeit, beschweren sich die Ersten beim Bock, was dem Präsidium 

einfalle, um diese späte Zeit noch ein Traktandum zu beginnen, schliesslich habe 

man noch eine Sitzung der Gemeindeexekutive oder eines anderen, ganz sicher 

sehr wichtigen Gremiums, an die müsse man gehen. Und es gehe doch nicht, dass 

man jetzt noch ein Traktandum anfange – um 17 Uhr –, dann fangen sie an sich 

zu beschweren. Um 17.30 Uhr, spätestens 17.45 Uhr muss das Präsidium die Sit-

zung beenden, weil in der laufenden Sitzung immer mehr Mitglieder davonlaufen 

und irgendwann niemand mehr hier ist. Also die Sitzungen später beginnen oder 

Abendsitzungen machen, ist schlichtweg nicht möglich in diesem Rat, und das 

betrifft ganz viele auch von Ihnen. Die Probleme, die die PI schafft, können somit 

nicht gelöst werden, also schaffen wir sie gar nicht erst und lehnen die PI ab.  

Und jetzt noch ganz kurz: Heute sind es 22 Prozent der Sitzungen, die etwas kür-

zer sind, an denen man, wie Frau Brunner vorhin ausgeführt hatte, etwas ge-

schlaucht ist, weil man schon eine Fraktionssitzung hatte, und an denen einige am 

Ende nie anwesend sind. Mit der Annahme dieser PI werden es 50 Prozent der 

Sitzungen sein, nicht mehr 22, sondern 50 Prozent der Sitzungen. Und dann somit 

an all jene, die gerne früher gehen, und davon hat es einige in Ihren Reihen, die 

am Abend noch Stadtratssitzung oder Ähnliches haben: Heute verlasst ihr 22 Pro-

zent der Sitzungen vorzeitig, nachher die Hälfte. An 50 Prozent der Sitzungen 

werdet ihr nicht mehr zu 100 Prozent anwesend sein, aber 100 Prozent der Sit-

zungen werdet ihr ein volles Sitzungsgeld kassieren, und das ist meiner Meinung 

nach Betrug an euren Wählerinnen und Wählern, das ist Betrug an den Steuerzah-

lerinnen und Steuerzahlern. Also, macht es doch gleich wie bei den Nachmittags-

sitzungen, wenn ihr nicht gegen eure Fraktion stimmen könnt. Die PI ist abzu-

lehnen. 

 

Lorenz Habicher (SVP, Zürich): Ich möchte mich kurzhalten und auf den Punkt 

zurückkommen: Es geht um die Halbierung der Sitzungstage und nicht der Sit-

zungen. Das heisst, Sie werden nachher ganze Tage sitzen, und das heisst, es ist 

besser planbar. Und es werden weniger Leute früher aus den Sitzungen gehen als 

jetzt bei den Nachmittagssitzungen, weil sie genau wissen, dass diese Sitzungen 

dann vollwertig sind und nicht irgendetwas, das angehängt wird. Und zu den Sit-

zungsgeldern, Frau Matter, muss ich Ihnen sagen: Es war natürlich so, dass unsere 

Seite gesagt hat, dass, wer früher aus den Sitzungen geht, keine Sitzungsgelder 

mehr bekommen sollte. Und Sie haben das aus bürokratischen Gründen abge-

lehnt. Also wir waren dafür, dass, wer nicht voll hier ist, nachher das Geld nicht 

bekommt, Sie haben das abgelehnt.  

Dann muss man auch sagen: Probleme und Aufgaben zu lösen, die wir hier drin 

zu lösen haben, da hat Frau Marti natürlich recht, wir sind hier, um zu arbeiten. 

Aber wenn wir die ganzen Sitzungstage machen, dann machen wir die ganze Ar-

beit hier. Die Fraktionen können wir anders oder effizienter organisieren, aber das 

ist wieder eine Sache der Fraktionen. Die Fraktionssitzungen, wie effizient oder 
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ineffizient Sie diese abhalten wollen, können wir nicht über das Kantonsratsgesetz 

regeln, das geht nicht. Das ist uns eigentlich egal. Aus unserer Sicht können Sie 

auch Sonntagabend zusammenkommen, Montagmorgen um sechs oder Montag-

abend nach der Sitzung. Es ist Ihnen selbst überlassen, wie Sie das organisieren. 

Wir möchten hier einfach eine Brücke schlagen, damit wir weniger Tage haben, 

aber diese komplett der Politik gehören. Dann haben Sie einen Montag, der der 

Politik gehört, und Sie haben einen Montag, an dem Sie arbeiten. Und Frau Marti, 

Sie haben dann nicht frei, denn Sie arbeiten. Wir sind alle arbeitstätig. Wir gehen 

dann nicht in die Ferien, wie Sie vielleicht, aber wir arbeiten. Und insbesondere 

die Doppelmandatare werden Sie sich auch einrichten können, das geht auch, Sie 

haben dann klare Vorgaben. Wir haben einen Tag Politik, einen ganzen Montag, 

und einen Tag, einen ganzen Montag, Arbeit. Für mich war es schon befremdend, 

als Herr Forrer sagte, die GL habe diese PI an einer Sitzung besprochen und sei 

nicht darauf eingetreten. Also ich habe das so verstanden. Sie haben gesagt, in 

einer Sitzung, und dann haben Sie das vom Tisch gehabt, und das ist weniger 

seriös. Also schlussendlich wurde diese Arbeit hier nicht gemacht. Die linke Rats-

hälfte hat es abgelehnt, wirklich darüber zu diskutieren, ob es eine Möglichkeit 

ist, das Milizsystem so zu stärken, und ich bitte Sie, die PI zu unterstützen. 

 

Christa Stünzi (GLP, Horgen): Ich versuche es noch mit einem weiteren Argu-

ment: In vielen Fragen schaut die Schweiz auf den Kanton Zürich, und ich glaube, 

auf diesen Fakt sind wir hier drin alle stolz. Doch leider hat das nichts damit zu 

tun, dass wir immer die besten Lösungen haben, auch wenn wir das alle selbst 

gerne glauben. Nein, es hat damit zu tun, dass der Kanton Zürich ein Parlament 

hat, das wöchentlich – als erstes Parlament der Schweiz – tagt. Wir sind die Ers-

ten, die auf Weltgeschehen, auf Geschehen in der Schweiz reagieren können, teil-

weise müssen, aber auch dürfen. Wir sind stolz, dass wir das dürfen, und wir nut-

zen das auch. Fraktionserklärungen, Anfragen, Interpellationen, persönliche Er-

klärungen sprechen eine deutliche Sprache. Wir nutzen dieses Instrument, sodass 

wir der Kanton sind, auf den alle schauen, wenn am Wochenende etwas passiert, 

das die Bevölkerung aufwühlt, beschäftigt, wo sie auch die Politik braucht, um 

sie wieder an die Hand zu nehmen und ihr Lösungen aufzuzeigen. Diese Position 

geben wir mit dieser PI auf. Wir schwächen damit unsere Vorzeigerolle. Das kann 

man machen, liebe SVP, liebe Mitte, liebe FDP, ich bin mir einfach nicht so si-

cher, ob Sie sich dessen tatsächlich bewusst sind und dies absichtlich tun. Wir 

wollen das nicht.  

 

Daniela Rinderknecht (SVP, Wallisellen): Florian Heer, du hast vorhin gesagt, 

dass Schichtarbeitende von dem neuen Modell ausgeschlossen wären. Also ich 

bin Mutter, ich arbeite unregelmässig in einem Spital, 24-Stunden-Schicht, ich 

arbeite in der Nacht, am Wochenende. Und meine Chefin wäre froh, wenn ich 

nicht jeden Montag blockiert wäre, wenn ich auch mal vom Sonntag auf den Mon-

tag einen Nachtdienst übernehmen könnte. Also ich verstehe das Argument wirk-

lich nicht. Dankeschön. 
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Hanspeter Göldi (SP, Meilen): Es trifft sich gut, dass ich gerade als Arbeitneh-

mervertreter des Gastgewerbes, aber auch der Gesundheit hier sprechen darf. Ich 

bin jetzt seit 13 Jahren im Rat. Ich war auch Arbeitnehmervertreter an der Uni-

versitätsklinik und ich habe mich seit 40 Jahren für gute Arbeitszeiten, gute Ar-

beitszeitmodelle eingesetzt.  

Was ist unser grösstes Problem im Gastgewerbe und im Gesundheitsbereich? 

Wenn ich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter frage, ist es immer wieder das-

selbe: Es ist die Unplanbarkeit. Deshalb ist es ganz wichtig, dass man die wenigen 

Sachen, die man wirklich fixieren kann, dass man das auch macht. Und ich kann 

Ihnen wirklich aus meiner langjährigen Erfahrung in diesem Rat sagen, dass es 

ganz wenige Montagnachmittage gab, an denen ich um 16 Uhr einfach zu Hause 

war. Nein, es ist so: Zuerst ist die Fraktionsarbeit, von mir aus gesehen die wich-

tigste Arbeit, damit die Fraktionen sich wirklich demokratisch austauschen und 

vertieft um die politische Arbeit kümmern. Es geht nicht nur um die Ratsarbeit 

hier, sondern es geht auch um die Fraktionen, dass wir hier nicht nur Einzelper-

sonen haben, sondern dass wir hier Meinungen vertreten, die auch eine grosse 

Gruppe vertreten kann.  

Was fand anschliessend um 15 Uhr, 15.30 Uhr oder vielleicht 16 Uhr statt? Ich 

weiss nicht, an wie vielen überparteilichen Anlässen ich in den letzten 13 Jahren 

teilgenommen habe. Und ich kann Ihnen sagen, das sind sehr wertvolle Nachmit-

tage gewesen. Genau hier findet die schweizerische Politik statt. Und ich finde es 

schade, ich finde es sogar unverantwortlich, wenn wir darauf verzichten. Und wir 

haben regelmässig Austausch mit anderen Kantonen. Wir waren zum Beispiel 

jetzt am vorletzten Sonntag in Glarus (Besuch einer Delegation des Kantonsrates 

an der Landsgemeinde). Wir waren verschiedentlich mit anderen Kantonsrätinnen 

und Kantonsräten im Austausch. Was sagen mir die Leute immer wieder? Wow, 

in Zürich habt ihr regelmässig den Termin, da trefft ihr euch regelmässig mit der 

Fraktion. Liebe Kolleginnen und Kollegen, denkt nochmal gut darüber nach. Was 

könnt ihr wirklich machen für eine gute Politik im Kanton Zürich? Sicher nicht, 

dass ihr die Montage alle 14 Tage überlädt, sodass die echte politische Arbeit 

nicht mehr stattfinden kann, sondern behaltet gute Modelle wirklich so, wie sie 

sind. Und lieber Josef Widler, ich kann dein Votum also absolut nicht verstehen. 

Selbstverständlich kann man heute auch anders kommunizieren. Aber gerade du 

solltest wissen, dass der persönliche Austausch sehr wichtig ist. Man reagiert viel 

besser, als wenn man nur vor dem Bildschirm ist. Geschäfte abhaken, das kann 

man. Aber Geschäfte in der Grundlage besprechen, das findet auch heute noch 

viel, viel besser statt, wenn wir zusammensitzen. Herzlichen Dank. 

 

Reto Agosti (FDP, Küsnacht): Ich spreche als niedergelassener Arzt und Inhaber 

eines KMU mit etwa 20 Mitarbeitern. Josef Widler und ich sind die beiden einzi-

gen niedergelassenen Ärzte in diesem Parlament und sind klar unterrepräsentiert, 

gemessen an den etwa 6000 Ärzten des Kantons Zürich. Als ich mich beworben 

hatte beim ersten Wahlkampf, hatte ich die Chance, mich vor der Ärztegesell-

schaft des Kantons Zürich vorzustellen. Und der damalige Präsident hat kurz ge-

fragt: Warum beginnen Sie eigentlich so spät erst mit der Politik? Dieser Präsident 
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war natürlich Josef Widler. Als Arzt leisten Sie – als Ärztin natürlich auch, und 

ich spreche übrigens auch für sehr viele andere Dienstleister – leisten Sie eine 

persönliche Dienstleistung, die an Tagesstunden, Arbeitsstunden gebunden sind. 

Ich kann also meine Praxis nicht betreuen, wenn ich dann um drei noch schnell 

ins Büro gehe, wie es von der SP tönt. Und übrigens wollte ich noch sagen: Die 

gewonnenen Tage wären extrem wichtig eben für Dienstleister, die irgendeine 

persönliche Dienstleistung anbieten und auch sehr spät erst mit dem Aufbau eines 

eigenen KMU beginnen können. 

Und vielleicht noch eine letzte Bemerkung zu Sylvie, zu deiner Studie: Ein Par-

lament funktioniert am besten, wenn es sich wöchentlich trifft. Ich weiss nicht, 

was diese Studie mit den Appenzellern macht, die sich achtmal pro Jahr treffen. 

Funktioniert das Parlament dort schlechter als bei uns?  

Und schliesslich ist der Titel vielleicht etwas zu plakativ: Halbierung. Ein Drittel 

wäre auch schon ein guter Ansatz, also ein Drittel weniger Montage. Ich unter-

stütze natürlich diese PI. 

 

Ueli Bamert (SVP, Zürich): Jetzt fliegen mal wieder die Argumente hin und her 

und da habe ich mir ein paar rausgenommen, die eines Kommentars würdig sind. 

Zuerst Frau Stünzi, Sie haben gesagt «Die Welt wartet darauf, dass der Kanton 

Zürich auf das Weltgeschehen reagiert», eine Stufe tiefer wäre also auch nicht 

schlecht. Wir sollten uns nicht allzu ernst nehmen. Ich glaube nicht, dass irgend-

jemand darauf wartet, dass der Kantonsrat Zürich das Weltgeschehen jeweils am 

Montagmorgen kommentiert. 

Florian Heer, dein Argument war, dass wir zu viele Traktanden auf der Liste ha-

ben. Das wäre ja genau der Sinn, dass wir dann vielleicht eben ein bisschen we-

niger unsinnige Vorstösse machen, das wurde verschiedentlich gesagt und geht 

übrigens alle an, nicht nur die Linke. Das wäre sicher ein Effekt, dass man nicht 

gerade auf alles jede Woche reagieren kann und dann vielleicht den einen oder 

anderen Vorstoss weniger macht, sodass man dann auch weniger Traktanden hat.  

Dann ein sehr nettes Argument ist das Koordinationsproblem innerhalb eines Be-

triebes. Thomas Forrer, du hast gesagt, der Arbeitgeber wisse dann nicht (Zwi-

schenruf: «die GL») – also die GL, okay, okay, ich gebe es zu, du hast «GL» 

gesagt –, der Arbeitgeber wisse dann nicht, wann seine Arbeitnehmer da seien. 

Also ich weiss nicht, ob Sie schon von der atemberaubenden technischen Neue-

rung, dem Outlook-Kalender, gehört haben. Dort, wo Sie ihre Mails beantworten, 

hat es unten links noch ein Icon. Da können Sie draufklicken und dann kommt ein 

Kalender. Ihre Mitarbeiter können sich dort eintragen, wann sie wo sind. Also 

wenn Sie da hin und wieder draufschauen, dann wissen Sie, wer wann im Kan-

tonsrat ist und wann nicht, und das gäbe ja auch eine Jahresplanung. Also dieses 

Argument ist völlig hirnrissig. 

Dann beinahe schon ein bisschen lachen musste ich  bei Christoph Ziegler: Wenn 

es Ihnen am Montagmorgen dann langweilig ist, weil sie nicht mehr wissen, was 

machen, dann tut mir das wirklich leid. Aber ich glaube, die allermeisten Leute 

hier drin wissen, dass sie dann einfach arbeiten. Sie gehen ins Büro, das ist über-

haupt kein Problem. Ich finde, diese Argumentation, das Amt wäre unattraktiv – 



- 18 - 

Sie haben gesagt, das Amt werde unattraktiv, sodass niemand mehr Kantonsrat 

werden will –, das ist wirklich atemberaubend, das ist an den Haaren herbeigezo-

gen. Nein, es wird sehr viel attraktiver, weil man einfach besser durchkommt. 

Das einzige Argument, das einigermassen zählt, ist, dass die Fraktionssitzungen 

vielleicht ein bisschen hektisch werden; das gebe ich zu, das müsste man wirklich 

anschauen. Aber auch hier: Es liegt an den Fraktionen, wie effizient sie ihre Frak-

tionssitzungen gestalten wollen. Da muss ich schon sagen, unser neuer Fraktions-

chef (Tobias Weidmann) gestaltet die Fraktionssitzungen extrem effizient. Wir 

sind sehr schnell durch. Es ist sogar schon einmal vorgekommen, dass ein Frakti-

onsmitglied sich darüber beschwert hat, die Sitzungen gingen zu schnell und wir 

hätten dann eine zu lange Pause zu den Nachmittagsveranstaltungen, die es hin 

und wieder gibt. Ich sage jetzt nicht, welches Fraktionsmitglied das war. 

Es wird nicht weniger gearbeitet, es wird nicht weniger gearbeitet mit diesem 

Vorstoss. Es gibt unter dem Strich vielleicht ein halbes Dutzend weniger Sitzun-

gen pro Jahr, und ich bin überzeugt, dass diese Gemeinden, in denen es am Abend 

zu Terminkonflikten kommen könnte, ihre Gemeinderatssitzungen auch eine 

Stunde später ansetzen können. Das ist alles nicht unmöglich, das kann man alles 

unter einen Hut bringen. Und dann würde sicher auch nicht jeder dann um 16.30 

Uhr weglaufen wollen. 

Nun, die Vehemenz, wie Sie diesen Vorstoss, diesen eigentlich unpolitischen Vor-

stoss – es ist ein unpolitischer Vorstoss – hier bekämpfen, lässt für mich eigentlich 

nur zwei Schlüsse zu, erstens: Sie wollen einfach gar keine effiziente Politik, Sie 

wollen einen möglichst ausladenden Ratsbetrieb, damit Sie wirklich noch jedes 

Detail irgendwie mitgestalten können und weil Sie «ums Verrecken» noch bei 

jedem Detail mitreden wollen. Wir wollen einen effizienten Staat. Wir wollen ei-

nen Staat, der eben viel weniger Gesetze macht, und ein Parlament, das viel we-

niger um den heissen Brei herum redet, deshalb ist das ein sinnvoller Vorstoss. 

Und ja, das war unanständig. Es ist wirklich, wirklich unanständig, dass Sie uns 

vorwerfen, wir würden Arbeitsverweigerung betreiben. Wie gesagt, es wären 

nicht viel weniger Sitzungen, es wäre einfach sehr viel effizienter. Das ist unan-

ständig, und jetzt werde ich vielleicht auch ein bisschen unanständig und ein biss-

chen polemisch: Man kriegt den Eindruck einfach nicht weg, dass es Ihnen nur 

um Ihr Sitzungsgeld geht (Unmutsäusserungen). Vielen Dank. 

 

Benno Scherrer (GLP, Uster): «If it ain't broke, don't fix it», das ist ein Zitat des 

Beraters von Jimmy Carter (US-Präsident), es stand gerade gestern im Tagi (Ta-

ges-Anzeiger) wegen des Absturzes des FCZ (Fussballclub Zürich). «If it ain't 

broke, don't fix it», also: Wenn es nichts zu reparieren gibt, dann repariere es 

nicht! Wir haben ein funktionierendes System hier in unserem Kanton. Und das 

schon als konservativ – negativ konservativ – zu bezeichnen, dagegen möchte ich 

mich als stolzer Parlamentarier verwehren. Man könnte es anders machen. Aber 

unser Ratsbetrieb scheint ja so unattraktiv nicht zu sein, wie er jetzt ist. Schauen 

Sie an, wie viele Menschen sich aus allen Walks of Life um ein Kantonsratsman-

dat bewerben, sich im Wissen um die Rahmenbedingungen um ein Kantonsrats-

mandat bewerben. Schauen Sie hier in den Rat, schauen Sie, wie viele langjährige 
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Kantonsratsmitglieder – Lorenz Habicher, wir kamen miteinander 2007 in diesen 

Rat –, schauen Sie, wie viele langjährige Kantonsratsmitglieder wir haben, die so 

unglücklich nicht sind mit diesem System, mit diesem System, das wir hochhalten 

sollen und das wichtig ist. Man könnte über ein Sessionssystem nachdenken, es 

sich überlegen, nur: Wo findet man Sessionssysteme? Das ist in Kantonen, wo 

man zwei Stunden braucht, bis man von seinem Wohnort Vättis in Sankt Gallen 

im Hauptort ist, 1 Stunde 56 Minuten; das gibt es im Kanton Zürich nicht. Wir 

haben nahe Wege, kurze Wege. Uns ist wichtig, dass wir uns austauschen, per-

sönlich austauschen. «Never change a winning team», lassen wir es so, wie es ist. 

Da bin ich gerne konservativ. Danke. 

 

Paul Mayer (SVP, Marthalen): Ich deklariere, dass ich selbstständig bin und einen 

Metallbaubetrieb habe. Sehr geehrte Frau Marti, Sie sagen, wir wollten einen 

freien Montag. Einen freien Montag brauche ich, um zu arbeiten. Und es gibt in 

unserem Kantonsrat auch noch Leute, die arbeiten. Wenn wir an einem Montag 

die doppelte Arbeit im Rat machen, dann ist das effizient, und ich sage Ihnen, 

warum: Für die Anreise und die Rückkreise verliere ich jeden Montag mindestens 

drei bis dreieinhalb Stunden. Mit mehr Doppelsitzungen jeden zweiten Montag 

gibt es nicht weniger Ratssitzungen. Wir können unsere Ratsarbeit immer noch 

gleich gut oder schlecht machen. Wir alle hier fahren nur die Hälfte im Kanton 

herum und da müssten ja die Grünen auch dafür sein. Wir sparen viel tote Zeit mit 

dem Herumreisen. 

Und zu Markus Schaaf: Er hat gesagt, es gebe mehr Absenzen. Es ist genau das 

Gegenteil der Fall, es wird weniger Absenzen geben. Denn wenn wir jeden zwei-

ten Montag keine Sitzung haben, kann man das besser planen für Leute, die in die 

Ferien gehen oder sonst irgendetwas machen wollen. Es ist genau umgekehrt. Wir 

sind flexibler und das stärkt das Milizsystem. Unterstützen Sie diese gute PI. 

 

Rafael Mörgeli (SP, Stäfa): Sie wünschen sich mehr Selbstständige und mehr Ge-

werbler, geschätzte Bürgerliche. Ja, schauen Sie mal bei Ihnen links und rechts, 

Sie sind doch fast alle entweder selbstständig, Berufspolitikerinnen oder Pensio-

nierte, und so politisieren Sie in diesem Rat auch. Also dass Sie die Sicht der 

Angestellten in diesem Rat nicht stärken möchten, das ist verständlich, aber es ist 

eben nicht zielführend. Der Rat hat die Bevölkerung abzubilden. Und wenn wir 

den Sitzungsrhythmus so ausgestalten, dass er nur für einen Teil der Bevölkerung, 

zum Beispiel für jene Klinikchefs, die sich unterrepräsentiert fühlen, ausgestalten, 

dann funktioniert das nicht und ist auch undemokratisch. Und das Sessionsmodell 

– das haben wir jetzt schon ein paarmal gehört –, Frau Brunner, das ist wirklich 

das schlechteste Beispiel für Angestellte. Sie können mal mit diesen sprechen, die 

wünschen sich so einen Sitzungsrhythmus, wie wir ihn haben, und wollen diesen 

Sessionsrhythmus unbedingt abschaffen, weil es eben ein so grosser Aufwand ist, 

als Angestellte an einer Session teilzunehmen. 

Und dann noch zu Herrn Widler und Herrn im Oberdorf: Ich habe auch schon 

vernommen, dass die Diskussionskultur in den Fraktionen nicht überall gleich gut 
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ist, dass es zum Teil eben eher Befehlsausgaben und nicht ein Austausch auf Au-

genhöhe ist. Befehlsausgaben, die gehen schnell, da kann ich Ihnen zustimmen, 

aber Diskussionen, die brauchen Zeit. Und ich glaube, genau diese Diskussions-

kultur ist zentral für unsere Arbeit, da pflichte ich Hanspeter Göldi absolut bei. 

Und ich schätze diese Kultur auch, die wir haben. Sie ist wichtig für unsere De-

mokratie. Sie muss gefördert und nicht erstickt werden. Auch deshalb ist die PI 

abzulehnen. 

Und dann noch ein Geheimtipp: Hier zu sein ist ein Privileg. Wenn man das Ge-

fühl hat, man sei viel zu oft hier, man «verdumme» hier Zeit, man möchte ein 

Drittel oder die Hälfte weniger Zeit hier sein und die Vertretung der Bevölkerung 

wahrnehmen, dann können Sie die Sitzungstage nicht nur um 30, 50, 60 oder 70, 

sondern sogar um 100 Prozent senken, Sie können nämlich immer zurücktreten. 

Wenn Sie das nicht möchten, dann nehmen Sie Ihre Verantwortung wahr. Machen 

Sie ihre Arbeit, kommen Sie hierher und lehnen Sie auch konsequenterweise diese 

PI ab! 

 

Manuel Sahli (AL, Winterthur): Fehlender Wille zu Problemlösung und Ideologie 

pur höre ich hier. Ich muss sagen, wir sind hier ein bisschen ideologisch, auch von 

unserer Seite her, durchaus; also jetzt nicht von meiner Kollegin Judith Stofer her, 

aber von hinter mir (Sitzreihen der Grünen Fraktion) durchaus. Aber auch Ihre 

Seite ist nicht davon ausgenommen und ich frage mich dabei die ganze Zeit: Be-

steht hier wirklich ein Problem, wie es hier herbeigeredet wird? Und ich finde, 

irgendwie nicht. Aber was die heutige Debatte sicher zeigt, ist, dass es unter-

schiedliche Lebensrealitäten gibt, die sehr verschieden sind. Ich habe bei uns in 

der Fraktion, als wir darüber geredet haben, auch gesagt: Ja, persönlich würde es 

mir wahrscheinlich nützen. Ich hätte jeden zweiten Montag frei. Ich habe eine 

Arbeit, die ich daran vorbei organisieren kann. Ich könnte als Informatiker wohl 

an jedem zweiten Montag arbeiten und an jedem zweiten Montag nicht. Ob das 

meiner persönlichen Work-Life-Politik-Balance guttun würde, ob ich dann nicht 

mehr arbeiten würde, das steht auf einem anderen Papier. Für mich als Informati-

ker wären dann Abendeinsätze unausweichlich. Es könnte also durchaus sein, 

dass ich dann mehr arbeite würde und nicht weniger. Ich denke aber – ich habe es 

bereits gesagt –, es sind verschiedene Lebensrealitäten. Für Lehrerinnen oder Leh-

rer zum Beispiel, denke ich – es wurde vorher auch erwähnt –, dass es weniger 

gut funktionieren würde. Für mich ist das Kernargument das Beständige, dass halt 

am Montag der Politiktag ist, und das ist für mich persönlich im Moment auch am 

besten planbar, und dies für alle. Von der Arbeit bin ich weg. Und wenn dies nicht 

mehr der Fall sein sollte, denke ich, würde es auch die Planbarkeit zumindest für 

meine Arbeitskollegen nicht unbedingt vereinfachen, da sie jedes Mal nach-

schauen müssen: Okay, ist jetzt Manuel Sahli an diesem Montag da oder nicht? 

Oder ist es sogar wieder eine Ausnahme, weil dieser Montag dann trotzdem ein-

geplant wird? Das ist nicht unbedingt besser. 

Die Fraktionssitzungen wurden bereits erwähnt beziehungsweise, dass man diese 

anders planen könnte. Ich habe hier verschiedene Modelle gehört. Man könnte ja 

beispielsweise die Fraktionssitzungen jeden zweiten Montag machen. Nun ja, 
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wenn Sie sagen, an den anderen Montag arbeiten Sie: Wie wollen Sie dann Frak-

tionssitzung machen? Dies widerspricht sich ein bisschen. Ich habe auch gehört, 

man könnte sie jeweils am Abend machen. Finde ich auch ein bisschen schwierig. 

Die Fraktionen sind ein Organ auch dieses Rates, zwar nicht ein Organ in Form 

von Sitzungen, aber durchaus ein Bestandteil unserer politischen Arbeit. Wenn 

ich dann am Abend quasi dafür arbeiten muss, arbeite ich auch ein wenig mehr; 

von daher auch nicht unbedingt gut verarbeitbar. 

Und nicht zuletzt haben wir auch sonstige politische Anlässe am Montagsnach-

mittag, parlamentarische Gruppen oder sonstige Anlässe, die für uns als Parla-

mentarier und Parlamentarierinnen interessant sind. Auch diese würden schwer 

planbar, müssten anderswohin verlegt werden, dies würde eindeutig schwieriger 

werden. Also schlussendlich würde die Politikarbeit sicher qualitativ nicht besser. 

Ich habe auch die Ausführungen von Frau Brunner interessant gefunden. Sie hat 

gemeint, sie sei, wenn sie dann an einem Montagnachmittag um 15 oder 16 Uhr 

ins Büro komme, jeweils schon ausgelaugt. Ich weiss nicht, ob es dann besser ist, 

wenn Sie dann ab 15 Uhr weiter bis 18 Uhr oder noch länger im Parlament ho-

cken, ob Sie dann, ausgelaugt, besser Politik machen können. Ich glaube nicht. 

Und zu guter Letzt: Ja, wenn wir aufgrund einer leeren Traktandenliste dann an-

statt einer Nachmittagssitzung auch mal einen Sitzungsmorgen streichen und 

dadurch einen ganzen Sitzungstag absagen könnten, da hätte ich auch nichts da-

gegen. Ich denke, meine Unterstützung hätten Sie hierfür. Dies wäre mal eine 

dankbare Alternative, anstatt hier aber einfach im Voraus jeden zweiten Sit-

zungstag zu streichen und dadurch weniger Sitzungszeit zu haben, auch ange-

sichts unserer Traktandenliste. Ich denke: Nein, es funktioniert in der Realität 

schlussendlich nicht. 

 

Ordnungsantrag 

 

André Müller (FDP, Uitikon): Im Sinne der Ratseffizienz und da wir zu diesem 

Thema wirklich nichts Neues mehr gehört haben, 

 

stelle ich den Antrag auf Schliessung der Rednerliste. 

 

Vielen Dank. 

 

Abstimmung über den Ordnungsantrag 

Der Kantonsrat beschliesst mit 116 : 35 Stimmen (bei 4 Enthaltungen), dem 

Antrag von André Müller zuzustimmen und die Rednerliste zu schliessen.  

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Wir haben jetzt noch acht Redner auf der Liste. Ei-

gentlich wäre in zwei Minuten Pause. Wir haben unsere Gesundheitsdirektorin 

(Regierungspräsidentin Natalie Rickli) auf 10.15 Uhr bestellt. Wir haben auch 

noch zwei Fraktionserklärungen. Ich habe beschlossen, dass wir nach 10.15 Uhr 

mit dem Geschäft 6 (KR-Nr. 123/2024) weiterfahren werden. Ich werde das Ge-

schäft 5 unterbrechen und anschliessend nach der Debatte die Nummer 6 wieder 
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anhängen. Und wenn wir es nicht schaffen – vielleicht um 12.15 Uhr oder 12.30 

Uhr höre ich dann mal auf –, dann werden wir mit der Debatte am nächsten Mon-

tag weiterfahren.  

 

René Isler (SVP, Winterthur): Nein, nein, Herr Ratspräsident, da sind Sie falsch 

gewickelt. Ich wollte dann noch zu diesem Geschäft reden, aber ich bin nicht si-

cher, ob ich jetzt schon wieder als Redner zu diesem Traktandum 5 reden darf. 

Ich bin schon länger angemeldet. (Der Ratspräsident nickt zustimmend.) Aber 

wenn ich reden kann, dann ist es schon gut so. Jetzt sehen Sie mal, wie ehrfürchtig 

ich vor diesem neuen Ratspräsidenten bin. 

Als zweitamtsältestes Ratsmitglied sehe ich das schon ein bisschen anders. Also 

zu gewissen Vorwürfen: Ich meine, wir haben irgendwie den Fokus verloren. Um 

was geht es? Wir reden da vom Milizsystem. Und ich stelle fest, dass man da vor 

allem seine eigenen Befindlichkeiten und Partikularinteressen einbringen will in 

diesen Ratsbetrieb. Nein, meine Damen und Herren, das ist ganz anders: Es ist 

eine ehrenvolle Tätigkeit, hier sein zu dürfen, aber es ist kein Muss. Wenn Sie die 

Protokolle hervornehmen würden, was damals debattiert wurde, als sich die links-

grüne Seite mehr Lohn zugeschanzt hat, und sich jetzt die heutige Debatte wieder 

zu Buche führen, wenn Sie diese zwei Protokolle, wenn sie dann mal niederge-

schrieben sind, miteinander vergleichen, werden Sie sehr viele Parallelen feststel-

len. Und ja, es ist so, wenn wir die Möglichkeit haben, berufsmässig eine Vielfalt 

von Handwerkern, Studierten, Ärzten oder was auch immer zu haben, wenn das 

die Wähler dann auch so wollen, ist das eine gute Sache. Und an den Grünen-

Sprecher, den allerersten, ich glaube, er ist mittlerweile der Präsident (gemeint ist 

Fraktionspräsident Thomas Forrer): Ich war ja 40 Jahre lang Polizist und seit 

jetzt 33 Jahren mache ich Politik in einem Rat, entweder in Winterthur oder hier 

in Zürich. Und ja, es war mir immer möglich, auch wenn ich unregelmässig gear-

beitet habe, aber – jetzt kommt ein Aber – man muss sich bewegen, man muss 

planen. Ich habe anderthalb Tage pro Montag vorgearbeitet und so disponiert, 

dass es mir möglich war, am Montag zu kommen. Und wenn wir noch ein biss-

chen in die Vergangenheit schweifen: Es gab eine lange Zeit, das wird mir die 

Ratsamtsälteste, meine geschätzte Kollegin von den Grünen (Gabi Petri), attes-

tieren, es gab eine lange Zeit so um die 2000er-Jahre, da hatten wir praktisch nie 

Doppelsitzung; und wenn doch, dann war es immer um die Budgetzeit herum. 

Und mit der Einführung des Doppelten Pukelsheimers (vom deutschen Mathema-

tiker Friedrich Pukelsheim entwickeltes Wahlverfahren) hat es auch wieder mehr 

Parteien gegeben. Und wie verschafft sich eine Partei dann Gehör? Indem sie mit 

Vorstössen operiert. Und mehr Vorstösse gaben irgendwann auch mehr Arbeit für 

die Verwaltung, für das Parlament, für die Regierung. Und so ist es gewachsen. 

Dann haben wir noch die PI als Allheilmittel ins neue Kantonsratsgesetz «hinein-

gepostet» und das war dann natürlich etwas wie ein heiliger Gral. Und dann hat 

man angefangen, eigentlich fast schon sehr planmässig, immer am letzten Montag 

des Monats PI abzuarbeiten. Das hat damals die grüne Ratspräsidentin (Altkan-

tonsrätin Esther Guyer) so eingefädelt, ich fand das eigentlich eine gute Ge-

schichte. 
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Aber noch einmal: Hier geht es eigentlich nur um einen Ratsbetrieb, mit dem wir 

so nah wie möglich bei einem Milizsystem sind. Und da hat es einfach für eigene 

Befindlichkeiten keinen Platz. Und da geht es auch nicht an, dass man Partikula-

rinteressen oder die Anhandnahme von Kinderbetreuungsplätzen – oder was auch 

immer Sie noch fordern, worauf dieser Rat auch noch Rücksicht nehmen muss – 

verfolgt, das hat in diesem Ratsbetrieb keinen Platz. Und wenn ich etwas nicht 

vereinbaren kann, dann mache ich einfach diese Tätigkeit nicht. Denn ich muss ja 

nicht, ich darf und ich will. Und das bringt es eben auch mit sich, dass man ganz 

viel selber einbringen und sich auch organisieren muss. Und deshalb ist diese PI 

eine ganz gute Sache. 

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Bevor wir die Pause einschalten, möchte ich an dieser 

Stelle Theres Agosti und Gianna Berger recht herzlich zum Geburtstag am heuti-

gen Tag gratulieren. (Applaus) 

 

(Nach der Pause und dem Abschluss der vorgezogenen Beratung von Traktandum 

6, KR-Nr. 123/2024) 

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Ich möchte folgende Personen (von der geschlossenen 

Rednerliste) bitten, sich nochmals anzumelden: Tobias Weidmann, Florian Heer, 

Josef Widler, Sylvie Matter, Stefan Feldmann, Markus Schaaf und Domenik Le-

dergerber.  

 

Stefan Feldmann (SP, Uster): Ich habe die Ehre, seit 17 Jahren diesem Rat anzu-

gehören. In dieser Zeit habe ich gelernt, dass es kein anderes Wort gibt, das in 

diesem Rat so oft benützt und dem so wenig nachgelebt wird, wie das Wort «ef-

fizient». Und der heutige Morgen ist ein Paradebeispiel dafür: Es wird hier ein 

Problem diskutiert, das meiner Meinung nach nicht wirklich eines ist. Auch der 

SVP-Fraktionspräsident (Tobias Weidmann) hat ja gleich einleitend gesagt, er 

könne mit dem aktuellen System eigentlich sehr gut leben. Aber was machen wir? 

Wir diskutieren über zwei Stunden und mit über zwei Dutzend Sprecherinnen und 

Sprechern über dieses Problem, das keines ist oder das zumindest kein drängendes 

ist. In dieser Zeit hätten wir viel besser uns den Problemen widmen können oder 

uns den Problemen widmen sollen, die zu lösen wir eigentlich gewählt sind, die 

Traktandenliste ist weiss Gott lang genug. Benno Scherrer hat es gesagt: Was 

nicht kaputt ist, braucht nicht repariert zu werden. Das jetzige System ist nicht 

kaputt. Lösen wir also nicht ein Problem, das es gar nicht gibt. Sprechen wir nicht 

über Effizienz, sondern leben wir sie! Bewahren wir die Geschäftsleitung vor zu-

sätzlicher Arbeit! Stimmen Sie dem Antrag der Geschäftsleitung zu, besten Dank. 

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Das Wort hat Domenik Ledergerber, Herrliberg. Er ist 

nicht hier? Er scheint nicht im Saal zu sein, dann gehen wir weiter.  

 

Sylvie Matter (SP, Zürich) spricht zum zweiten Mal: Lieber Ueli Bamert, du wi-

dersprichst dir. Du hast zuerst gesagt, es gäbe nicht weniger Sitzungen, und dann 
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hast du gesagt, wir fürchten ja nur um unsere Sitzungsgelder. Also beides geht 

nicht. Entweder gibt es nicht weniger Sitzungen, dann gibt es auch nicht weniger 

Sitzungsgelder, oder dein Vorwurf ist Blödsinn. Wenn du an deinen Vorwurf fest-

halten willst, dann gibt es weniger Sitzungen und deine erste Behauptung stimmt 

nicht. Also ein bisschen Konsistenz in dem, was man sagt, wäre hübsch: Entweder 

an deinem Vorwurf festhalten oder weniger Sitzungen, beides geht nicht. 

Lieber Reto Agosti: Ich fand es spannend, dass Kollege Widler bei dir einen 

Nachnamen hat und ich nicht, aber das nur am Rande. Du sagst, bei 6000 nieder-

gelassenen Ärzten seid ihr zu zweit untervertreten im Rat. Also ich weiss, dass ihr 

im Medizinstudium keine Mathematik mehr habt, vielleicht wäre es effizienter, 

das zu haben. Aber die Historikerin hilft hier sehr gerne aus: 6000 Ärzte auf 1,5 

Millionen Einwohnerinnen und Einwohner im Kanton Zürich macht 0,4 Prozent. 

Zwei Personen im Kantonsrat bei 180 Mitgliedern macht 1,1 Prozent. Ihr seid sehr 

deutlich übervertreten (Heiterkeit). So schwierig kann es also nicht sein, den Be-

ruf als niedergelassener Arzt im heutigen System mit einem Kantonsratsmandat 

zu vereinbaren. 

Zur Studie, die du kritisiert und zu der du das Beispiel Appenzell-Ausserrhoden 

gebracht hast: Offensichtlich hat die Studie niemand gelesen, man findet sie ei-

gentlich relativ schnell. Sie wurde, wie gesagt, vom Nationalrat in Auftrag gege-

ben, weil er eben die Vereinbarkeit von Politik, Beruf und Familie verbessern 

will. Professor Ueli Kieser hat für diese Studie Mitglieder des nationalen, aber 

auch verschiedener kantonalen Parlamente befragt, um eben Mitglieder von Par-

lamenten mit ganz unterschiedlichen Modellen zu haben, und ist aufgrund dieser 

Befragung zum Schluss gekommen, dass die wöchentlichen Sitzungen das Modell 

sind, das am besten vereinbar ist mit Arbeit und mit Familie. Also das, was wir 

haben, ist das, was in dieser Studie auch rauskommt, dass es am besten zu verein-

baren ist. Sie müssen also nicht auf die Modelle verschiedener Parlamente ver-

weisen, es ist ganz einfach: Wir sind schon in dem Modell, zu dem die Studie der 

Uni Sankt Gallen – also nicht eine linke Universität, das können Sie ihr nicht 

unterstellen – zeigt, dass es das beste ist. Die Regelmässigkeit ist für die Planbar-

keit am besten.  

Natürlich können Sie jetzt sagen: «Wenn wir alle zwei Wochen Sitzung haben, 

dann ist es immer noch planbar, es ist dann ja auch regelmässig. Wir machen es 

einfach beispielsweise immer in den geraden Wochen. Immer in den geraden Wo-

chen ist Rat, immer in den ungeraden nicht.» Ja gut, das geht gut, bis wir Ostern 

haben. Dieses Jahr hätten wir in Woche 12 noch eine Ratssitzung gehabt, Woche 

13 wäre ausgefallen, weil ungerade. Woche 14 wäre ausgefallen, weil Ostermon-

tag, Woche 15 wäre ausgefallen, weil ungerade. Dann hätten wir einfach drei Wo-

chen keine Ratssitzung gehabt, keine Fraktionssitzungen. Wie man dann in den 

Kommissionen weiterarbeiten will, weiss ich auch nicht. Natürlich könnten Sie 

jetzt sagen – das wurde in der Vorberatung auch angedeutet – ja, dann können wir 

ja wechseln. Also wenn ein Montag, an dem wir Rat hätten, ausfällt, dann können 

wir einfach in der Woche darauf Rat machen. Dann ist es halt nicht immer in den 

geraden Wochen, sondern dann wechseln wir. Also hätten wir in Woche 15 wie-
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der eine Ratssitzung gehabt und dann in Woche 16 keine, dann in Woche 17 wie-

der. Ja, das geht gut bis Woche 21, dann ist Pfingstmontag. Und Ostermontag und 

Pfingstmontag sind immer in einer geraden und einer ungeraden beziehungsweise 

ungeraden und geraden Woche, das hängt voneinander ab. Also dort geht der 

Rhythmus nie auf. Es würde nie zu einer Regelmässigkeit kommen. Das geht 

nicht auf. 

Ueli Bamert hat die Vehemenz bemerkt oder bestaunt, mit der wir hier gegen 

diese PI kämpfen. Ja, Ueli Bamert, weil wir sie durchgedacht haben, weil wir nicht 

eine Idee in den Raum werfen und sagen «ja das geht dann schon irgendwie». Wir 

haben es durchgedacht. Wir haben geschaut: Wie viele Sitzungen fallen tatsäch-

lich aus? Was heisst das Ganze wirklich? Ich habe Studien dazu gesucht und ge-

schaut: Was bedeutet es wirklich? Und es zeigt, dass es schlecht ist, was ihr ma-

chen wollt, dass es negative Auswirkungen hat auf die Kommissionen, schon 

heute. Nehmen wir Bauprojekte: Wenn ein Bauprojekt aus der Regierung kommt, 

ein fertiges Projekt mit Budget und allem, geht es anderthalb Jahre, bis wir hier 

durch sind im Rat, mit der Kommission und der Ratssitzung. Ja klar haben wir 

dann Budgetüberschreitungen, da einfach gar nichts mehr dort ist, wo es zum 

Zeitpunkt war, als wir es errechnet haben. Wenn wir das hier machen, geht es 

noch länger. Wollen Sie wirklich, dass wir noch länger haben, dass alles noch 

schlechter geht? Wir haben es durchgerechnet und bekämpfen die PI darum mit 

so viel Vehemenz, weil es unserem Kanton schadet, das so umzusetzen. 

 

Josef Widler (Die Mitte, Zürich) spricht zum zweiten Mal: Als ich diese PI mitun-

terzeichnet habe, hätte ich nie gedacht, dass es hier zu einem Links-Rechts-

Schlagabtausch kommt, dass die Emotionen so hochgehen, da bin ich einfach 

überrascht. Wenn ich jetzt unsere Altkantonsratspräsidentin Sylvie Matter höre, 

dann muss ich sagen: Sie hat einige Probleme angesprochen, diese liegen aber am 

Montag. Dann müssten wir uns vielleicht überlegen, ob wir den Dienstag wählen 

sollen – sie schüttelt schon den Kopf –, aber das ist die Konsequenz ihrer Aussage. 

Sie sagt, die Nachmittagssitzungen seien jetzt schon ineffizient, weil jene, die in 

einer Exekutive sind, an ihre Sitzungen müssen. Da wäre es vielleicht sinnvoll, 

einmal zu hinterfragen: Welches wäre denn der ideale Tag? Wir hätten keine Aus-

fälle an Ostern, wir hätten keine Ausfälle an Pfingsten. Ich gebe zu, man müsste 

wieder etwas studieren und sich das überlegen. Aber ich bin wirklich überrascht, 

dass man nicht bereit ist, etwas weiter zu denken. Auch wenn es 100 Jahre schon 

gut gegangen ist, muss ich Ihnen sagen: Diese Unflexibilität, Erkenntnisse zu ha-

ben, die Konsequenzen nicht zu ziehen, finde ich doch speziell. Und dass ein sol-

ches unpolitisches Thema zu einem Links-Rechts-Schlagabtausch führt, das geht 

mir sowieso zu weit. Vielleicht bin ich als ein hier übervertretener Arzt etwas 

überfordert. 

Aber ich glaube, es würde sich wirklich lohnen, sich einmal Gedanken zu machen: 

Ist es wirklich der richtige Tag? Ist es die richtige Frequenz? Und die Probleme 

mit dem Regierungsrat und die Probleme mit den Kommissionen sind alle lösbar. 

Zum Beispiel wäre dann der Montag wieder zur Verfügung für Kommissionssit-
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zungen. Also bitte nicht so eingeschränkt! Denken Sie doch einmal über die Gren-

zen hinaus, «out of the box» sagt man, glaube ich, modern. Aber einfach zu sagen, 

es sei ein Links-Rechts-Problem, damit habe ich Mühe. 

 

Florian Heer (Grüne, Winterthur) spricht zum zweiten Mal: Ich wollte auf einige 

Sachen noch kurz antworten. Mehrere von Ihnen haben die Session als mögliche 

Variante genannt. Es kam von Martin Huber, von Kantonsrätin Brunner, und auch 

Herr im Oberdorf hat das genannt. Aber das ist nicht Thema dieses Vorstosses. 

Es bringt nichts, als ein weiteres Argument zu sagen, dass andere Kantone auch 

etwas ganz anderes hätten. Hier geht es nicht um eine Sessions-Forderung, des-

halb haben wir auch nicht dazu Stellung genommen. Es ist nicht Diskussionsteil, 

es bringt nichts, ein solches Argument zu nennen. Ausserdem ist die Session beim 

letzten Kantonsratsgesetz, bei der letzten Revision intensiv diskutiert und abge-

lehnt worden. Ja, wenn Sie dazu einen Vorstoss machen möchten, dann tun Sie 

dies. 

Noch zu Herrn Widler, der gerade gesagt hat, dass er nicht verstehe, dass ein so 

apolitischer Vorstoss wie dieser uns irgendwie so herausfordere oder uns so ve-

hement die Voten formulieren lässt. Es ist eben keine Frage der Flexibilisierung, 

sondern es ist einfach eine Frage der Vernunft, einer sinnvollen Legiferierung. Ihr 

Vorstoss fördert das bei weitem nicht, im Gegenteil: Nur Flexibilität zu fordern 

oder Effizienz zu fordern, bringt nichts, wenn es um Demokratie geht. Unsere 

Demokratie braucht diese Zeit, diese müssen wir ihr geben. 

Noch zu Herrn Bamert, er hat auch gesagt – ein ganz nettes Argument –, wir soll-

ten uns nicht so ernst nehmen. Doch, den Rat sollten wir ernstnehmen. Diese Auf-

gabe ist gewichtig. Sie ist so gewichtig, dass wir ihr genügend Zeit einräumen 

müssen. 

Herr Agosti hat auch gesagt, dass wir die gewonnenen Tage praktisch für unsere 

Unternehmen nutzen und dann arbeiten könnten. Das ist genau das Wording, das 

wir nicht möchten. Wir möchten, dass klar ist, dass dieses Amt nicht mit einem 

100-Prozent-Pensum kompatibel ist. Das ist allen klar. Und diese Zeit müssen wir 

diesem Rat oder für diese Funktion in unserem Leben freiräumen. 

Herr Bamert hat auch gesagt, wir sollten einfach weniger Vorstösse machen oder 

weniger Vorstösse schreiben, wenn wir weniger Sitzung hätten. Genau, das kön-

nen wir uns alle zu Herzen nehmen, weniger Vorstösse zu schreiben. Aber das ist 

ein Perpetuum-mobile-Argument, dass wir, wenn wir weniger Sitzungen haben, 

weniger Vorstösse schreiben, und es ist auch ein unsinniges Argument. Ich 

glaube, ich habe alles gesagt, besten Dank. 

 

Thomas Forrer (Grüne, Erlenbach), Referent der GL: Zu diesem Geschäft gibt es 

einfach noch ein paar kleine faktische Sachen, die gesagt worden sind, die zu be-

richtigen ich mir als Sprecher oder Referent der GL an dieser Stelle doch noch 

erlaube: Also zunächst einmal haben wir seit anderthalb Jahren ein neues Verfah-

ren, das wir bei den parlamentarischen Initiativen praktizieren. Und es wurde jetzt 

gesagt, wir hätten das in der GL nur einmal beraten. Das ist, erstens, nicht wahr, 
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wir haben uns an vier Sitzungen beraten. Und das zweite ist: Wir haben den Vor-

stoss, Herr Habicher, materiell nicht beraten, sondern wir haben in der GL das 

Eintreten beraten. Wollen wir auf diesen Vorstoss eintreten? Das ist ja das neue 

Verfahren, das wir jetzt haben. Und wenn ja, dann gehen wir in die vertiefte le-

gislatorische Auseinandersetzung damit. Das haben wir bis jetzt noch nicht ge-

macht, sondern entschieden, dass es gegenwärtig kein Bedürfnis und kein Prob-

lem gibt, das rechtfertigen würde, dass wir jetzt da eine vertieftere Auseinander-

setzung in der Kommission machen. Deshalb beraten wir das jetzt ja hier im Rat.  

Es wurde auch von Herrn Bernhard in Oberdorf gesagt, dass der Antrag auf Strei-

chung der Ratssitzung in den Frühlingsferien von den Arbeitsverweigerern der 

Linken gekommen sei. Ich mache Sie gerne darauf aufmerksam, dass dieser An-

trag in der GL – wenn ich das überhaupt sagen darf ohne das Kommissionsge-

heimnis zu verletzen –, von Ihrer eigenen Fraktion gekommen ist. Wir haben ihn 

auf Antrag von Tobias Weidmann besprochen, der, glaube ich, hier eine Frakti-

onsaufgabe erfüllt hat. Sie müssen sich da auch ein bisschen selber – wenn ich 

mir die Bemerkung gestatten darf – an den Ohren nehmen. 

Dann habe ich von Herrn Bamert gehört, ein Argument – ich weiss gar nicht mehr, 

welches – aus der GL sei, Zitat,  absolut «hirnrissig». Da muss ich Sie doch bitten: 

Wir versuchen, eine ernsthafte und vernünftige Kommissionsarbeit zu machen 

(Zwischenruf) – doch, Sie haben das Wort «hirnrissig» benutzt, vielleicht haben 

Sie es schon wieder verdrängt –, aber ich muss doch auch die Kommission ein 

bisschen in Schutz nehmen und sagen: Wir arbeiten nach bestem Wissen und Ge-

wissen und in der Regel arbeiten wir nicht mit hirnrissigen Argumenten.  

Schliesslich auch noch ein Argument, das noch nicht in der GL behandelt oder 

hier erwähnt worden ist, das hier noch nicht zur Sprache gekommen ist: Wir sind 

der grösste Kanton, was die Bevölkerung anbelangt. Wir sind der grösste Kanton, 

was die Wirtschaftsleistung anbelangt. Und man darf wahrscheinlich sagen, dass 

wir auch hinsichtlich der politischen Diversität nicht nur der Bevölkerung, son-

dern auch der Themen, die wir haben, der grösste Kanton der Schweiz sind. Das 

heisst, auch die politischen Aufgaben, die wir haben, sind wahrscheinlich – wie 

soll ich sagen – am breitesten. Zum Beispiel hat kein anderer Kanton einen Flug-

platz (Zwischenruf) – Genf, klar, aber wir haben den grössten Flugplatz mit Klo-

ten, Sie wissen ganz genau, was ich meine (Heiterkeit). Sie wissen exakt, genau, 

was ich meine, nämlich dass der Flughafen Kloten uns politisch sehr viel aufträgt 

und wir deshalb im Rat viele Diskussionen und Anträge und Geschäfte haben. 

Und wenige Kantone haben betreffend Aviatik derart grosse Aufgaben wie wir, 

da stimmen Sie mir zu; und hoffentlich habe ich es jetzt richtig formuliert. Und 

so gibt es auch einige andere Bereiche, die genauso in unsere Kompetenz fallen, 

und das führt halt auch zu mehr Geschäften. Und wie soll ich es sagen: Es fallen 

viel breitere, viel mehr Politikbereiche in die Kompetenz des Kantonsrates als in 

anderen Kantonen und insofern ist halt auch die Geschäftslast grösser. Das ist 

noch ein Argument aus der GL, das hier nicht besprochen worden ist, und in die-

sem Sinne bitte ich Sie, diese PI hier abzulehnen. 
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Tobias Weidmann (SVP, Hettlingen) spricht zum zweiten Mal: Ich bedanke mich 

herzlich für die vielfältige Debatte. Es ist immer gut, wenn wir uns hinterfragen, 

ob man ein System verbessern kann. Ich glaube, für uns alle hier drin ist klar: Für 

uns passt das System, darum sind wir auch hier und wir sind auch bereit. Ich finde 

es daher schade, wenn man auf die Person spielt und versucht, hier zu sagen, man 

wolle nicht hier sein und so weiter. Ich glaube, es geht hier nicht um meine Person, 

Florian Heer. Ich bin gerne hier, ich bin auch Fraktionspräsident. Sie können 

meine Abwesenheit prüfen, ich bin jeden Montag hier. Ich habe mehr aus der 

Perspektive als Bezirksparteipräsident gesprochen, von den Personen, die eben 

nicht hier sind, weil es ihnen vielleicht einfacher möglich wäre, hier teilzuneh-

men, wenn sie nur alle zwei Wochen kommen müssten. Für jemanden, der sagt 

«ich brauche feste Planbarkeit, ich muss jeden Montag hier sein», der kann ja 

seinem Arbeitgeber sagen «ich bin jeden Montag abwesend». Ob er dann alle zwei 

Wochen Doppelsitzungen hat und an einen Montag nicht, spielt nicht so eine 

Rolle. 

Aber ich finde, dass es auf allen Seiten gute Argumente hat. Ich verzichte jetzt 

darauf, wie Sylvie Matter in die Tiefe zu gehen, hier meinen «Battle» auszutragen, 

aber ich schlage vor: Den Mehrwert, der genannt wurde mit den Informationsver-

anstaltungen am Nachmittag, finde ich sehr gut. Wir haben ja heute Nachmittag 

um 15 Uhr eine Veranstaltung, eine Informationsveranstaltung, parteiübergrei-

fend. Ich freue mich, dass Sie daran teilnehmen und kommen. Das ist genau das, 

was ja der Mehrwert ist, wenn wir am Nachmittag keine weitere Sitzung haben. 

Aber ich möchte hier nicht mehr verlängern. Ich glaube, vieles wurde gesagt, ich 

beende das. Vielen Dank. 

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Tobias Weid-

mann gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 88 : 86 Stimmen (bei 

0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zuzustimmen und die parla-

mentarische Initiative 182/2022 abzulehnen. 

 

Ratspräsident Jürg Sulser: Wir müssen die Abstimmung noch einmal wiederho-

len. Es wird gedrückt, wenn ich fertig gesprochen habe.  

Wir kommen nochmals zur Abstimmung. Ich hoffe, es ist allen klar, welche Taste 

sie drücken müssen, oder muss ich es nochmals wiederholen? Das ist nicht der 

Fall. Die Abstimmung kann gestartet werden.  

 

Wiederholung der Abstimmung 

Der Kantonsrat beschliesst mit 88 : 86 Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem 

Antrag der Kommission zuzustimmen und die parlamentarische Initiative 

182/2022 abzulehnen. 

 

II. 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 
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Das Geschäft ist erledigt. 
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